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POLIS
Report der Deutschen Vereinigung
für Politische Bildung

Editorial

Was hält die Gesellschaft (noch) zusammen?
Der einleitende Beitrag von Armin Scherb

wirft einen Blick auf die Vieldimensionalität
der Fragestellung, die sich naturgemäß einer
umfassenden Bearbeitung in POLIS entzieht.
Nicht berücksichtigt wird in diesem Heft die
durch die expansive Entwicklung digitaler
Netzwerke initiierten Veränderungen der Ju-
gendkultur und deren ambivalenter Einfluss
auf die politische Partizipation als Kit einer
heterogenen Gesellschaft. Nicht berücksich -
tigt wird auch die politisch-ökonomische Di-
mension der Fragestellung, die in den aktu-
ellen Finanzkrisen aufscheint. Beide Themen
sollen in eigenen Heften bearbeitet werden.

Der Beitrag von Werner Friedrichs ver-
sucht soziologische Verengungen des Ge-
sellschaftsbegriffs auf das zuerst von Ferdi-
nand Tönnies thematisierte Verhältnis von
Gesellschaft und Gemeinschaft und auf de-
ren nationale Dimension zu verhindern. Viel-
mehr ist auch die internationale Dimension
einzubeziehen. Dabei stellt Stefan Immerfall
die Frage nach staatlicher Integration und der
Bindungswirkung des europäischen Verei-
nigungsprozesses. Jenseits dieser eher em-
pirisch orientierten Zugriffsweisen ist auch
Antwort auf die Frage zu geben, wo trotz der
Vielzahl und der Heterogenität zentrifugaler
Tendenzen eine Kraft sichtbar wird, die die
Differenzen nicht zum Auseinanderbrechen
kommen lässt. Einen Blick in Richtung Zu-
sammenhalt erlaubt die normative Sichtweise
auf die kommunitäre Dimension der Men-
schenrechte und der (nicht nur) von Heiner
Bielefeldt eingeforderte Solidaritätsanspruch
in den Menschenrechten. 

In der Didaktischen Werkstatt gibt Jutta
Geier praktische Hinweise zur Nutzung des
Integrationspotentials von Schulpartner-
schaften im Rahmen der EU-Bildungspro-
gramme. In der Rubrik Diskussion/Position
stellt Carl Deichmann seinen personenbe-
zogenen Ansatz in der politischen Bildung
vor.

Armin Scherb

Heft 4/2011
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Berlin. Die Bundeszentrale für politi-
sche Bildung (bpb), der Bundesausschuss
Politische Bildung (bap) und die Deut-
sche Vereinigung für Politische Bildung
e.V. (DVPB) laden Sie zur Teilnahme
am Bundeskongress Politische Bildung
2012 ein. Thema des Bundeskongresses
2012 ist Partizipation.

Die Themen- und Aktionsfelder für
Partizipation sind vielfältig – in jedem
Fall geht es um die aktive Gestaltung und
Teilhabe an politischen Prozessen und Er-
eignissen. Auf dem Kongress wird ein
besonderes Augenmerk auf der politi-
schen Bildung liegen, die nicht zuletzt
bei der Entwicklung von Partizipations-
modellen und Einübung von Partizipa-
tionspraxis eine wichtige Rolle spielt. 

In Zeiten von Auseinandersetzungen
um Stuttgart 21, dem arabischen Früh-
ling und der Eurokrise regen wir an zu
• einer Bestandsaufnahme und Dis-

kussion aktueller Befunde zum The-
ma Partizipation und deren Auswir-
kungen auf die Entwicklung der De-
mokratie,

• Diskussionen und Erörterungen dar-
über, wie die politische Bildung par-
tizipative Prozesse begleiten kann;
dies soll anhand von Praxisbeispie-
len erfolgen,

• Diskussionen über die Wechselwir-
kungen zwischen gesellschaftlichen
Trends und politischer Bildung, zuge-
spitzt auf die Frage: Muss politi-
sche Bildung selbst partizipativer wer-
den? Dabei sollen eben falls Praxis-
beispielen erörtert werden.

Die Veranstaltung findet vom 21. bis 23.
Mai 2012 in Berlin an verschiedenen Or-
ten rund um die Friedrichstraße statt. Er-
wartet werden ca. 5000 Besucher/innen.
Der Kongress richtet sich an Multipli-
katoren/innen der politischen Bildung in
Schule, Hochschule, Jugend- und Er-
wachsenenbildung ebenso wie an Akti-
ve in unterschiedlichen gesellschaftli-
chen Initiativen und an Jugendliche.
Denn zeitgleich findet in Berlin auch der
Jugendkongress des Bündnisses für De-
mokratie und Toleranz – Gegen Extre-
mismus und Gewalt statt. Ein gemein-
samer öffentlichkeitswirksamer Ab-
schluss beider Veranstaltungen ist in
Planung.

Eingebunden ist die Veranstaltung
ebenfalls in die Aktionstage Politische
Bildung 2012. Basierend auf einem ku-
mulativen Prinzip bündeln die Aktions-
tage in der Zeit vom 5. bis 23. Mai di-
verse Angebote der politischen Bildung.

4 polis 4/2011
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12. Bundeskongress für Politische Bildung

zum Thema „Partizipation“

Die Eröffnungsveranstaltung des partizipativen Kongresses am 21. Mai 2011 wird im
Friedrichstadt-Palast stattfinden.        

Foto: Götz Schleser
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Ziel ist es dabei, die Aufmerksamkeit
konzentriert auf einen bestimmten Zeit-
raum darauf zu lenken, dass der politi-
schen Bildung in demokratischen Gesell -
schaften grundsätzlich und insbesondere
in gesellschaftlichen Um bruch prozessen
eine besondere Rolle zukommt. Der Bun-
deskongress bildet 2012 die zentrale Ver-
anstaltung dieser Aktionstage. Mehr In-
formationen finden Sie unter: http://
w w w. b p b . d e / v e r a n s t a l t u n g e n -
/V4LKMK,0,0,Aktionstage_politi-
sche_Bildung_2012.html

Nach der Eröffnung des Kongresses
durch einen Vortrag von Prof. Dr. Co-
lin Crouch mit anschließender Podi-
umsdiskussion am ersten Veranstal-
tungstag folgen an Tag zwei zehn Sek-
tionen, die sich mit unterschiedlichen
Dimensionen von Partizipation ausein-
andersetzen werden. Der dritte Kon-
gresstag steht im Zeichen von über
zwanzig praxisbezogenen Workshops
und Aktionen, die sich ebenfalls am
Kernthema ausrichten.

Einen „Call for Participation“ sowie
eine erste Programmübersicht finden Sie
in der „Verbandspolitischen Rundschau“
auf S. 32 dieses Heftes. Die Veranstal-
ter/innen freuen sich auf Ihre Teilnah-
me! 

bap/bpb/dvpb

Aktionstage Politische Bildung
2012. – Aufruf zum Mitmachen

Berlin. Die Aktionstage Politische Bil-
dung finden traditionell vom 5. bis 23.
Mai statt. Die Aktionstage sind eine bun-
des- und europaweite Kampagne von
und für die politische Bildung. Die Kam-
pagne präsentiert die Vielfalt der Ak-
teure, Zielgruppen und Aktionen lenkt
die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit
auf das breite und wichtige Angebot po-
litischer Bildung.

Bei den Aktionstagen handelt es sich
nicht um eine eigenständige Veranstal-
tung, sondern sie stellt quasi einen Rah-
men bzw. ein Dach für viele einzelne
Veranstaltungen dar. Auf der einen Sei-
te soll dieses Dach den Zweck erfüllen,
die Strahlkraft der einzelnen Veranstal-
tungen zu bündeln, um sie dann auf der
anderen Seite gemeinsam als Kampagne

zu bekannt zu machen. Die Aktionstage
in Deutschland sind eine gemeinsame
Initiative der Bundeszentrale für politi-
sche Bildung, der Landeszentralen so-
wie des Bundesausschusses Politische
Bildung. Ab 2012 konnte ein neuer In-
itiator gewonnen werden: die Deutsche
Vereinigung für Politische Bildung e.V.

Die Aktionstage Politische Bildung
finden 2012 in Deutschland zum achten
Mal statt. Sie wollen politische Bil-
dungsarbeit sichtbar machen und mög-
lichst viele zivilgesellschaftliche Ak-
teure, auch Schülerinnen und Schüler
oder Bürgerinitiativen, zur Mitarbeit im
politischen Bildungsbereich motivieren.
Die Aktionstage finden in ganz Deutsch-
land, in Österreich, in Südtirol und dem
deutschsprachigen Teil Belgiens statt.
Sie sind inzwischen zu einer guten Tra-
dition geworden und genießen immer
stärkere Popularität sowohl bei den Ver-
anstaltern als auch bei den interessier-
ten Bürgerinnen und Bürgern.

Leitgedanke der Aktionstage ist das
Motto des Europarates „Education for
Democratic Citizenship“. Die Aktions-
tage wurden in Deutschland anlässlich
des vom Europarat für 2005 ausgerufe-
nen Europäischen Jahres der Demokra-
tieerziehung aus der Taufe gehoben und
finden seitdem jedes Jahr statt. Ziel der
Aktionstage ist es, durch den gebündel-
ten Auftritt in einem bestimmten Zeit-

raum die Aufmerksamkeit in der deut-
schen und der europäischen Öffentlich-
keit darauf zu lenken, dass politischer
Bildung in demokratischen Gesell-
schaften grundsätzlich und insbesonde-
re in gesellschaftlichen Umbruchpro-
zessen eine besondere Bedeutung zu-
kommt.

Der Zeitraum 5. bis 23. Mai für die
Aktionstage in Deutschland war bewusst
gewählt. Der Startschuss fiel am Grün-
dungstag des Europarates und machte
so das europaweite Anliegen sichtbar,
Demokratie und Menschenrechte, Par-
tizipation und aktive Bürgerschaft zu

fördern. Die Idee der Aktionstage findet
Ihren Anklang auch in Mittel- und Ost-
europa (MOE). Seit drei Jahren finden
Hospitationen von jungen politischen
Bildnerinnen und Bildnern aus MOE bei
den Aktionstagen im Rahmen des Pro-
jektes „Politische Bildung in Aktion“
statt. Die Idee ist, den Aktionstagen lang-
fristig eine stärkere europäische Auf-
merksamkeit zu sichern. Dies entspricht
auch dem Wunsch der Europäischen Uni-
on, die politische Bildung zu europäi-
sieren und stärker zu etablieren.

Weitere Informationen zur Anmel-
dung von Veranstaltungen und zum Pro-
gramm: 
Bundeszentrale für politische Bildung,
Svetlana Alenitskaya
Adenauerallee 86
53113 Bonn
Tel +49 (0)228 99515-509 
Fax +49 (0)228 99515-293
E-Mail: svetlana.alenitskaya@bpb.bund.
de; Netzauftritt: www.bpb.de/aktionstage.

bpb

Politikwissenschaftlerin ist neue
Direktorin der Akademie für 
Politische Bildung

Tutzing. Bei der Amtseinführung der
neuen Direktorin der Akademie für Po-
litische Bildung in Tutzing, Ursula
Münch, hat Kultusminister Ludwig Spa-
enle (CSU) die Bedeutung der politi-
schen Bildung für die Demokratie be-
tont. „Die Grundlage einer funktionie-
renden Demokratie sind Menschen, die
wissen, wie sie politisch teilhaben und
mitdiskutieren können“, sagte Spaenle
in Tutzing im Landkreis Starnberg. Die
Politikwissenschaftlerin Münch folgt auf
Heinrich Oberreuter, der die Akademie
18 Jahre lang leitete und vor allem durch
seine zahlreichen Auftritte in den Me-
dien bekannt ist. 

Demokratie brauche Menschen, die
nicht nur mitreden, sondern auch mit-
gestalten, erläuterte Spaenle. „Gerade in
Zeiten, in denen wir in immer schnelle-
rem Rhythmus mit drängenden Pro-
blemfeldern konfrontiert sind, ist poli-
tische Bildung notwendig.“ Als Beispiele
nannte der Minister den Klimawandel
und die Euro-Krise. „Wir müssen den

5polis 4/2011
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Bürgerinnen und Bürgern vermitteln,
dass sie maßgeblichen Einfluss darauf
ausüben können, wie mit diesen Pro-
blemen umgegangen wird.“ Wissen-
schaftsminister Wolfgang Heubisch
(FDP) betonte, bei diesen Fragestellun-
gen bedürften gerade junge Menschen
einer besonderen Aufmerksamkeit. 

Dass sich Ursula Münch auf ihre Ar-
beit freut, zeigte sie mit ihrer Rede, die
als Programm der Akademie-Direktorin

aufgefasst werden kann: „Eine Demo-
kratie ist kein Schlaraffenland, in dem
der friedliche Bürger seinen Geschäften
nachgehen kann, sondern ein Zustand
der täglichen, wohlgeübten und zur Ge-
wohnheit gewordenen Wachsamkeit und
Disziplin in den Grundfragen des poli-
tischen Lebens.“ Das sagte bereits Eric
Voegelin bei der Eröffnung der Akade-
mie 1959. Doch wozu brauche es dafür
eine Bildungseinrichtung, die den Steu-
erzahler Geld kostet und ihren Besuchern
Anreise, Teilnahmegebühren, Sitzfleisch,
Konzentrationsfähigkeit und intellektu-
elles Vermögen abverlangt? Die Antwort
sei einfach: Ein breites Themenspektrum
und inhaltliche Tiefe machten die Aka-
demie aus. In der Akademie würden ak-
tuelle Fragestellungen und Herausfor-
derungen aus Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft diskutiert und Anregungen mit
Blick in die Zukunft gegeben – und die
Akademiegäste stünden mittendrin im
politischen Leben und seinen nicht nur
Leser, Zuschauer oder Blogger. „Nach
dem Vortrag ist vor dem Gedankenaus-
tausch“, erklärt Ursula Münch. „Diese
Initiierungs- und Strukturierungsfunkti-

on ist das Gegenteil von Elfenbeinturm,
aber auch das Gegenteil von Talkshow.“ 

Münch studierte Politikwissenschaft,
Kommunikationswissenschaften, Psy-
chologie und Geschichte. An der Mün-
chner Bundeswehr-Universität leitete sie
die Fakultät für Staats- und Sozialwis-
senschaften. Zu ihren Forschungsschwer -
punkten gehören die vergleichende Fö-
deralismus- und Regionalismu sfor -
schung sowie die Analyse von po li  ti -
 schen Parteien und Parteisystemen. Im
Bewerbungsverfahren hatte sie sich un-
ter anderem gegen den CSU-Politiker
Dr. Thomas Goppel (siehe POLIS
1/2011) durchgesetzt. Drei Jahre lang
saß sie in der Enquete-Kommission des
Bayerischen Landtags zur Föderalis-
musreform. Die gebürtige Göppingerin
ist verheiratet und Mutter zweier Kin-
der. Münch ist die erste Frau an der Spit-
ze der Akademie. Die 1957 gegründete
Einrichtung soll die politische Bildung
überparteilich fördern, ist unabhängig
und verwaltet sich selbst. 

vO
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Prof. Dr. Ursula Münch

Rechtsterroristen aus Zwickau, denen
jetzt 10 ausländerfeindlich motivierte
Morde nachgewiesen worden sind, mit
Geldspendenaktionen unterstützt zu ha-
ben. Frage: Müssen eigentlich V-Leu-
te unserer Staatsschutzbehörden auch
eine „Demokratie-Erklärung“ vor Aus-
zahlung ihres „Lohnes“ unterschrei-
ben?

vO

GLOSSE:
Zweierlei Maß

Seit dem 1. Januar 2011 macht das Bun-
desministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend ein schriftlich ab-
gegebenes Bekenntnis zur freiheitlich
demokratischen Grundordnung zur Vor-
aussetzung für die Vergabe von För -
dergeldern für Vereine und Initiativen,
die sich gegen rechte Gewalt engagie-
ren. Dazu gehören viele Projekte, die
der politischen Bildung verpflichtet
sind. Diese „Demokratie-Erklärung“
oder „Extremismus-Klausel“ müssen
alle Initiativen nicht nur für sich selbst
sondern auch für ihre Aktionspartner
unterschreiben, um einen Finanzzu-
schuss von 50% zu erhalten; die ande-
re Hälfte der Projektkosten haben die
Initiativen selbst aufzubringen. 

Das „Alternative Kultur- und Bil-
dungszentrum Pirna (AKBP)“ bekam

für seine Aktivitäten gegen den Rechts-
extremismus im vergangenen Jahr den
Sächsischen Förderpreis für Demokra-
tie zuerkannt. Anfang November hat die-
se Initiative Klage gegen die Extremis-
mus-Klausel beim zuständigen Verwal-
tungsgericht eingereicht. Mehrere
Rechts  gutachten teilen die Bedenken
des AKPB; sie sehen das Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit verletzt und auch das
Recht der freien Meinungsäußerung ein-
geschränkt.

Anfang November wurde bekannt,
dass der Chef des rechtsextremen „Thü -
ringischen Heimatschutzes“ Tino Brandt
(36) als V-Mann des Verfassungsschut -
zes über mehrere Jahre hinweg ca.
200.000 EURO von staatlichen Stellen
für seine Informationen aus der rechts-
extremen Szene erhalten hat. In Medi-
en (Der Stern) brüstet er sich nun, in der
Vergangenheit nicht nur die NPD son-
dern auch die drei untergetauchten

Eine Aktion der Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes – Bund der 
Antifaschisten (VVN-BdA)
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Das Spektrum der möglichen Zugriff-
weisen auf dieses Thema ist stupend.
Man stelle sich eine Matrix vor, auf de-
ren X-Achse zwischen empirisch-des-
kriptiven, normativen und historischen
Antworten unterschieden wird, und kom-
biniere diese mit den Möglichkeiten der
Fächer, von denen ich hier nur die Poli-
tikwissenschaft, die Soziologie und die
Wirtschaftswissenschaften nenne. Man
stelle sich zusätzlich vor, dass auf einer
dritten Achse noch unterschiedliche The-
men oder die Politikfelder, in denen die
Fragestellung untersucht werden soll,
angetragen werden. Die Multiplikation
der Einträge an diesen drei Achsen er-
gäbe eine kaum überschaubare Vielzahl
von Zugriffweisen. Im Folgenden wird
nur ein eklektizistischer Überblick ge-
geben, der zumindest darauf hinweisen
soll, was über die hier abgedruckten
Fachbeiträge hinaus hätte berücksichtigt
werden müssen.

Einen Übergriff über die verschiede-
nen Zugriffsweisen bietet zumindest die
Überlegung, dass eine freiheitliche Ge-

sellschaft per se die Möglichkeit der Ent-
wicklung zentrifugaler Kräfte enthält.
Heterogenität und Pluralismus heißt un-
mittelbar: soziale, ethnische, religiöse
Differenzierung in eine Vielzahl von In-
teressen und darauf gründenden asso-
ziativen Strukturen. Diese bieten zwar
einerseits Möglichkeiten der Identitäts-
bildung und vermitteln das Gefühl der
Zugehörigkeit, gleichzeitig enthalten In-
klusionsprozesse als unabdingbare Kehr-
seite der Medaille Separierung und Ex-
klusion. Die dabei zu bearbeitenden Fra-
gen sind: Was hält die Gesellschaft trotz
aller Differenzen noch zusammen? Ist
ein Zusammenhalt überhaupt wün-
schenswert? Was treibt die Gesellschaft
– im Extremfall bis zu Thomas Hobbes’
Bellum omnium contra omnes – ausein-
ander? Oder: Kommt es doch irgend-
wann zu Huntingtons Clash of Civiliza-
tions?

Bei einer Antwort auf diese Fragen
ist zunächst zu unterscheiden zwischen
den hermeneutischen Konzeptionen, die
eine Erklärung dafür zu finden versu-
chen, dass die dissoziativen Kräfte der
Pluralisierung und Diversifikation nicht
zum Eklat eskalieren und den normati-
ven Konzepten, die ausgehend von ei-
nem Gesellschaftsentwurf die Mindest-
bedingungen formulieren, unter denen
die heterogenen Gesellschaften nach In-
nen auf Dauer Bestand haben und nach
Außen den assoziativen internationalen
Zusammenhalt nicht aufkündigen. 

Hermeneutische Konzepte markieren
mit ihren zentralen Argumentationen z.B.
die Differenz zwischen den Staaten und
Gesellschaften, in denen es brodelt, kocht
und zu Explosionen kommt (Nordafri-
ka) und denjenigen Gesellschaften, in
denen zwar Krisenphänomene mehr oder
weniger virulent auftreten, aber per Sal-
do doch die kohäsiven Kräfte immer
noch überwiegen (Griechenland), weil
möglicherweise die meisten gesellschaft -
lichen Konflikte doch in einer quantita-

7polis 4/2011

Was hält die Gesellschaft
(noch) zusammen?
Ein eklektizistischer Überblick  über das 
sozialwissenschaftliche Antwortspektrum  

von Armin Scherb

PD Dr. Armin Scherb lehrt Politische Bil-
dung/Didaktik der Sozialkunde an der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen.
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Fachbeitrag

 
Maintanance) politischer Systeme schon
in den 1970er Jahren die Überlebens-
bedingungen heterogener Gesellschaf-
ten ausbuchstabiert. Dabei weist das in
der Abkürzung zuletzt genannte Funk-
tionserfordernis, die Latent Pattern
Maintenance (zu deutsch: Die Auf-
rechterhaltung eines verborgenen Nor-
mensystems) genau auf den jetzt auch
mit dem Topos „Postdemokratie“ pro-
blematisierten Sachverhalt hin, dass die
eingeschränkten Partizipationsmög-
lichkeiten die Notwendigkeit einer me-
dialen Kompensation steigern, damit
sich das Denken der Bürgerinnen und
Bürger nicht radikalisiert und der Zu-
sammenhalt der Gesellschaft gewahrt
bleibt. 

Diese Hinweise substantiieren die
Vermutung, dass die Bürgerinnen und
Bürger aus durchaus unterschiedlichen
Motivationen den Grundkonsens nicht
aufkündigen, dass sich ihre Vorstellun-
gen in einem unbestimmten Bereich
überlappen und zu einer gemeinsamen
Anerkennung ethischer Minima führen.
(Rawls 1975) 

Normative Konzepte: Nach der Wen-
de von 1989 sind bis dahin wirkungs-
mächtige sozial-moralische Ressourcen
des gesellschaftlichen und politischen
Zusammenhalts weggebrochen. Der Ty-
pus der westlichen Demokratie, der im
Verhältnis zum Negativbeispiel des re-
al existierenden Sozialismus-Kommu-
nismus immer eine relative Legitimität
erzeugen konnte, hat mit dem Zusam-
menbruch des „feindlichen“ System-
blocks an Kohäsionskraft verloren. Die-
se Wende ging in einem gewissen Sinn
einher mit dem „Ende der Ideologien“
und dem Verlust der großen „Metaer-
zählungen“ (Lyotard 1999) Hinzuge-
kommen sind die ökonomischen Pro-
bleme wie das Ende aller Wachstumsi-
deologien, die Krisen der sozialen
Sicherungssysteme und ein entfesselter
Finanzkapitalismus, der vor dem dro-
henden Crash die Staatengemeinschaft
zu Hilfe ruft, deren Intervention er sich
vorher verbeten hatte. Wo zwischen plu-
ralistischer Beliebigkeit und funda-
mentalistischem Separatismus noch
übergreifende kohäsive Bestände be-
gründet werden können, ist die Kern-
frage für normative Konzepte. 

Die in den 1990er Jahren geführte Li-
beralismus-Kommunitarismus-Diskus-

tiven Dimension verortet werden kön-
nen und für intelligente Regulierungsme -
chanismen zugänglich sind. In diesem
Zusammenhang werden Gegensätze und
Konflikte nicht als antago nis tisches
„Entweder-oder“ interpretiert, sondern
eher in einem Kontinuum skaliert, in
dem es um ein „Mehr-oder-weniger“
geht. Als Beispiel wird dabei etwa ins
Feld geführt, dass der klassische sozi-
al-ökonomische Konflikt, zwischen Ka-
pital und Arbeit, der in der Lesart der
am Marxismus orientierten Theoriebil-
dung immer als antagonistischer, d.h.
unversöhnlicher und deshalb nur revo-
lutionär zu lösender Konflikt begriffen
wurde, möglicherweise doch nur ein Ver-
teilungskonflikt ist, der sich für Ver-
handlung und Kompromissbildung eig-
net (Hirschman 1992). Dabei hinterlas-
sen die in der Auseinandersetzung
zwischen Arbeitgeberorganisationen und
Gewerkschaften durchlebten Konflikte
ein fragiles Kapital des Zusammenhalts
und ein kohäsives Band (Dubiel 1994),
das die strukturellen Gegensätze in ei-
nen Prozess des Managens umlenkt, in
dem die politischen Partizipationsmög-
lichkeiten einen entscheidenden Beitrag
zu liefern scheinen (Barber 1994:
„Strong Democra cy“). Der noch relativ
neue Topos der „Postdemokratie“
(Crouch 2008) gibt allerdings den Hin-
weis darauf, dass an die Stelle realer Par-
tizipation zumindest eine erfolgreiche
mediale Verkaufsstrategie treten muss,
damit das Band der Kohäsion nicht zu
stark beschädigt wird. Die Funktionali-
sten allen voran Talcott Parsons haben
mit der AGIL-Chiffre als Abkürzung für
die Aufzählung unverzichtbarer Funk-
tionserfordernisse (Adaption/Goal At-
tainment/Integration/Latent Pattern

sion hat eine scheinbar bipolare Antwort
gegeben. Sahen die dem Liberalismus
zugeneigten Positionen das kohäsive
Gemeinsame heterogener Gesellschaf-
ten in dem äußeren Band einer gelten-
den Rechtsordnung, so wurde aus kom-
munitaristischer Warte die Position ver-
treten, dass eine heterogene Gesellschaft
auf Dauer nicht überleben kann, wenn
ihre Mitglieder nicht wenigstens einen
minimalen Grundbestand an gemeinsa-
men Wertüberzeugungen haben. Be-
deutsam sind in diesem Zusammenhang
die unterschiedlichen Einlassungen über
einen politisch-ethischen Minimalkon-
sens, mithin die Frage nach der Uni-
versalität und Kontextualität in Bezug
auf die Forderung, einen unverzichtba-
ren Grundbestand an Regeln und Grund-
werten für allgemein verbindlich zu er-
klären. Durchaus aristotelisch mutet der
von einigen Diskutanten vertretene Syn-
theseversuch an, wonach jede Rechts-
ordnung aus dem Bestreben resultiert,
eine für alle Beteiligten und Betroffe-
nen gute oder zumindest akzeptable Ord-
nung zu konstituieren. In diesem Zusam -
menhang haben die fachwissenschaftli-
chen Minimalkonsens diskussionen
hier zulande u.a. Rekurs genommen auf
Sternbergers Topos eines Verfassungs-
patriotismus, deren essentials im Begriff
der freiheitlichen demokratischen
Grund  ordnung versammelt sind. Mit Be-
zug auf die Definition dieser Ordnung
im SRP-Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts wurde gelegentlich auch die
rousseauistische Frage nach einer Réli-
gion civile der Demokratie gestellt (z.B.
Josef Isensee). Im Bereich der Politi-
schen Bildung hat sich die Landeszen-
trale Baden-Württemberg zu Beginn der
1990er Jahre mit der Frage „Verfassungs -
patriotismus als Ziel politischer Bil-
dung?“ befasst.

Pluralismustheorie: Auf einer ande-
ren Ebene angesiedelt sind die verschie -
denen Ausprägungen der Pluralismus-
theorie. Diese entzieht sich der hier
zunächst vorge schlagenen Systemati-
sierung. Sie nimmt eine Stellung ein, die
eine eindeutige Zuordnung zu herme-
neutischen bzw. normativen Konzepten
nicht sinnvoll erscheinen lässt. So fußt
z.B. Ernst Fraenkels Begründung eines
Fundamentalkonsenses zunächst auf der
Beschreibung der pluralistischen De-
mokratie des Typus westlicher Gesell-AGIL-Schema
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schaften. Eine Begründung hierfür fügt
sich jedoch nicht ein in die ansonsten
empirisch orientierte politikwissen-
schaftliche Theorie Fraenkels. Klarer
lässt sich die Position eines geistigen
Urenkels von Fraenkel bestimmen. Jo-
achim Detjen (1988) referiert unter-
schiedliche philosophische Ansätze, un-
tersucht diese hinsichtlich ihrer Be-
gründungsfähigkeit für ein Minimum
demokratischer Mindeststandards und
optiert schließlich für das Naturrecht als
einzige begründungsfähige philosophi-
sche Basis. Im Unterschied dazu setzen
konventionalistische Theorien (z.B. Ha-
bermas 1994) auf den immer wieder zu
erneuernden empirischen Willen zur De-
mokratie. Diese Theorien schließen an
das so genannte Böckenförde-Theorem
an, wonach eine freiheitliche Demo-
kratie die Grundlagen ihrer Existenz
selbst nicht sichern kann. Eine Mittel-
position zwischen Konventionalismus
und Naturrecht nimmt die pragmatische
Rechtsstaatsaufassung des Bundesver-
fassungsgerichts ein. Das BVerfG re-
kurriert dabei auf die Radbruchsche For-
mel, wonach für die Begründung einer
freiheitlichen Ordnung das Spannungs-
verhältnis zwischen Konventionalismus
und Naturrecht niemals aufgegeben wer-
den darf (Schwill 2002). Würde man al-
lein den empirischen Willen der Bürge-
rinnen und Bürger gelten lassen (Kon-
ventionalismus), dann könnte dies
genauso zu anti-pluralistischen Konse-
quenzen führen, wie die alleinige Gel-
tung des Naturrechts, das immer eines
Interpreten bedarf und über diesen Um-
weg die Gefahr beinhaltet, dass sich
falsche Heilsbringer zum Besitzer der
„richtigen“ Interpretation aufschwingen.
Deshalb wurden fol gende Kern gedan -
ken Rad bruchs – die soge nannte „Rad-
bruchsche Formel“ – als Grund lage der
Recht spre chung über nommen: „Der
Kon flikt zwi schen der Ge rech tig keit und
der Rechts sicher heit, dürfte dahin zu lö-
sen sein, dass das posi tive durch Sat -
zung und Macht ge sicher te Recht auch
dann den Vor rang hat, wenn es inhalt -
lich un ge recht und un zweck mäßig ist,
es sei denn, dass der Wider spruch des
posi tiven Ge setzes als ,un rich tiges
Recht‘ der Ge rech tig keit zu wei chen hat.
Es ist un mög lich, eine schär fere Linie
zu ziehen zwi schen den Fällen des ge -
setz lichen Un rechts und den trotz un -

rich tigen In halts den noch gülti gen Ge -
setzen; eine andere Grenz zie hung aber
kann mit aller Schär fe vor genom men
werden: Wo Ge rech tig keit nicht ein mal
er strebt wird, wo die Gleich heit, die den
Kern der Ge rech tig keit aus macht, bei
der Set zung posi tiven Rechts be wusst
ver leug net wurde, da ist das Ge setz nicht
etwa nur ,un rich tiges Recht‘. Viel mehr
ent behrt es über haupt der Rechts natur.
Denn man kann Recht, auch posi tives
Recht, gar nicht anders defi nieren denn
als eine Ord nung, die dem Sinn nach be -
stimmt ist, der Ge rech tig keit zu dienen.“
(Radbruch, zit. Kaufmann 1991, S. 10)

Selbst dieser Überblick wird der Viel-
schichtigkeit des Themas nicht gerecht.
Er gibt – wie v.a. in den Ausführungen
zur Pluralismustheorie ersichtlich wird
– nur die subjektive-eklektizistische Aus-
wahlentscheidung des Autors wieder.
Neben der Auffassung, dass möglichst
unterschiedliche Zugriffweisen berück-
sichtigt werden sollten, galt es die Kri-
terien Aktualität und Neuigkeitsgehalt
der explizierten Positionen sowie die
vom verantwortlichen Redakteur ver-
mutete Bedeutsamkeit der Beiträge für
die Leserinnen und Leser zu berück-
sichtigen. Der thematische Zusammen-
hang von Jugendkultur und Partizipati-
on via Facebook, Twitter und Co. hätte
unter Zugrundelegung aller Kriterien ei-
ne vordringliche Publikationsaufgabe
begründet. Ebenfalls hätte die Frage nach
den weltpolitischen Kohäsions- bez. Dis-
soziationsverhältnissen einer dringli-
chen Bearbeitung bedurft, zumal die ge-
genwärtigen Finanzkrisen („occupy
wallstreet“) ökonomische Interdepen-
denzen offenbaren, in der das kommu-
nistische China (!) eine immer bedeut-
samere Rolle für die Stabilisierung in-
ternationaler Handelsbeziehungen zu
spielen scheint. Dass diese Themen im
vorliegenden Heft ausgeklammert wur-
den, beruht auf einer Entscheidung der
POLIS-Redaktion, sich dieser beiden
Problematiken ausführlich in eigenen
Heften anzunehmen.
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1. Bildung und Gesellschaft im
postmodernen Umfeld

Politische Bildung und Gesellschaft ver-
weisen in einem systematischen Bezug
aufeinander. Wesentlich für die politi-
sche Bildung ist ein Bezug auf die
Gesell schaft im Sinne eines Bedeu-
tungshorizonts. Ein integrativer gesell-
schaftlicher Zusammenhang stellt eine
Ab lei tungsregel bereit, die offenbar Ur-
teilskraft und Orientierungswissen erst
ermöglichen. Ohne eine solche Referenz
laufen viele der didaktischen Fluchtli-
nien sowie die zentralen didaktischen
Kategorien (z.B. Urteilskraft, Orientie-
rungswissen) ins Leere. Unter dem Sig-
num der „neuen Unübersichtlichkeit“
(Ha bermas) werden seit Längerem zen-

trifugale Entwicklungen in Gesellschaf -
ten thematisiert: Es geht um Vervielfäl-
tigungen, Spaltungen, Polykontextura-
litäten, Diversitäten, Antinomien, Am -
bivalenzen, neue Flexibilitäten usw. Zwar
ist das Sujet einer sich radikalisierenden
gesellschaftlichen Entwicklung aus der
Perspektive zunehmender Kontingenz
dem Grunde nach seit der Moderne be-
kannt, allerdings wird seit einiger Zeit ei-
ne Verschärfung dieser Entwicklung aus-
gemacht, die sich in einigen Post(-)ismen
verdichtet hat. „Man erkennt einen weit-
gehenden und historisch einmaligen
Bruch in den pädagogischen Grund -
überzeugungen, der mit der Preisgabe
von Einheitsvorstellungen zu tun hat.
Die Allgemeine Pädagogik steht erst-
malig in ihrer Geschichte vor der Frage,
was sie begründen kann, wenn alle ein-
heitlichen Fundamente der Begründung
preisgegeben werden müssen [...]. Für
diese Erfahrung steht der Begriff ,Post-
moderne‘, der am Ende der achtziger
Jahre dominant wird, aber längst vorher
die unterschwellige Theorieentwicklung
bestimmt hat“ (Oelkers 1997, S. 237).
Eine prägnante Beschreibung dieser Si-
tuation findet sich in Lyotards Versuch,
die Postmoderne in ihren Grundlagen zu
erfassen. Kennzeichnend für den Zerfall
gemeinsamer Strukturen sei die Ver-
schiebung des Modus der gesellschaft-
lichen Dissense von einem Rechtsstreit
zu einem Widerstreit. Im Widerstreit –
dem Charakteristikum der Postmoderne
– gäbe es im Unterschied zum Rechts-
streit keine gemeinsame Urteilsregel, die
es ermöglicht, ein allgemeinverbindli-
ches Urteil abzuleiten. Damit droht ein
spezifisch moderner Bezugshorizont der
politischen Bildung zu zerfallen, denn
die Abwesenheit einer gemeinsamen Ur-
teilsregel bedeutet das Fehlen einer ver-
bindlichen allgemeinen Deduktionsdis-
position, so dass keine Vorstellungen von
Gerechtigkeit, Legitimität oder kollek-
tiven Verbindlichkeiten abbildbar sind. 

2. Strategien politischer Bildung
im Pluralismus und ihre 
Grenzen

Didaktisch werden folglich die Strate-
gien im Umgang mit der Pluralisierung
der Gesellschaft unmittelbar bedeutsam.
Es können auf einem groben Raster zwei
wesentliche Vorgehensweisen unter-
schieden werden. Erstens wird versucht,
dem Zerfall tradierter Zusammenhänge
Elemente einer Umfangslogik entgegen -
zustellen. In Mindeststandards mensch -
 lichen Zusammenlebens kann ein ge-
meinsamer Bezugsrahmen formuliert
werden. Das Projekt Weltethos weist et-
wa moralische Ansprüche aus, die an ei-
ne differenzierte Gesellschaft ange passt
worden sind. Konkret wird versucht, un-
ter den Bedingungen maximaler Unter-
schiedlichkeit minimale Gemeinsam-
keiten auszuweisen. Didaktisch wird
dann in Figuren wie den Grundrechten
und -werten oder der Menschwürde auf
ethische Mindeststandards Bezug ge-
nommen, die für alle Geltung besitzen.
Zweitens wird versucht, eine Art inne-
ren Kern des gesellschaftlichen Zusam-
menlebens auszumachen, der auch dann
gilt, wenn die je einzelnen Perspektiven
in einer dramatischen Pluralisierungs-
bewegung auseinanderdriften. So wird
in der Diskursethik nachgewiesen, dass
sich Kontrahenten auch bei extrem un-
terschiedlichen Positionen immer schon
auf die Bedingungen gemeinsamen Spre-
chens eingelassen haben. Demnach ge-
hen jedem Disput immer schon Verfah-
rensnormen, -regeln und -erwartungen
voraus, die eine Auseinandersetzung erst
ermöglichen. In dieser Weise lassen sich
demokratische Institutionen auf natio-
naler und internationaler Ebene problem -
orientiert didaktisch aufschlüsseln. 

Jene Strategien geraten in einer sich
entfaltenden Logik des Widerstreits an
ihre Grenzen, die sich in den Schwie-
rigkeiten und Ermüdungserscheinungen
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Innersten zusammenhält, gibt es Versu-
che, die bisherigen Vorgehensweisen zu
prolongieren, indem das Moment der
Unbestimmtheit mit dem radikalen Plu-
ralismus in einem normativen Modell
vermittelt wird. Dazu zählen etwa die
„Sphären der Gerechtigkeit“ (Walzer)
oder die „Transversale Vernunft“
(Welsch). Die Reflektionen verbleiben
aber im Dualismus zwischen einer Eng-
führung des Gesellschaftsbegriffs auf
eine Bestimmung und seiner komplet-
ten Auflösung. 

Um dieser Gegenüberstellung zu ent-
kommen, geriet in jüngster Zeit der Be-
griff der Gemeinschaft in den Blick. In
der begrifflichen einschlägigen Unter-
scheidung zur Gesellschaft (Tönnies)
hat der Gemeinschaftsbegriff seinen sys -
tematischen Ort genau darin, jenes in-
nerste gemeinsame Moment von Ge-
sellschaften auszuweisen, das unter den
Bedingungen der Postmoderne einen ge-
radezu aporetischen Zuschnitt bekom-
men hat. Grundsätzlich lassen sich auch
in der Figurierung eines Gemeinschafts -
begriffs jene Probleme ausmachen, die
schon die Suche nach einem gemeinsa-
men Wertehorizont in der Gesellschaft
ausmachen. Insbesondere in seiner
„onto logischen“ Variante, in der ein ge-
meinsamer Seinsgrund einer Gesell-
schaft erblickt wird, scheint der Gemein -
schaftsbegriff ein Bedeutungsfeld auf -

der Versuche zeigen, politisch verbind-
liche Rahmen für nationale und insb. in-
ternationale Politik jenseits formell-ins -
titutioneller Regelungen zu installieren.
Dabei ist nicht unbedingt ein Mangel an
einem Willen zu einer gemeinsamen Ar-
tikulation von normativen Überein-
künften zu unterstellen, vielmehr er-
scheint das gemeinsame Moment der
oben unterschiedenen Vorgehensweisen
nicht mehr geeignet. Das Proprium je-
ner Strategien besteht in einer Bewe-
gung vom Unbestimmten zum Bestimm -
ten. Einer vermeintlichen Beliebigkeit
durch den definiten Ausweis von An-
forderungen entgegen getreten, die ei-
ne Wertebasis für den Politikunterricht
oder mindestens als Aushandlungsbasis
für die Formulierung einer moralischen
Haltung dienen können (vgl. Gerhard
2000). In dieser Bewegung der Bestim-
mung ergibt sich ein kritisierbares Mo-
ment (das im Übrigen in vielen sozial-
philosophischen Versuchen, die Nega-
tivität zu systematisieren, zu finden ist),
das sich dem systematischen Vorwurf
aussetzt, einen umfassenderen Wider-
streit still zu stellen. Durch jede Festle-
gung wird eine Form der Umfangs- oder
Basislogik installiert, die notwendig ei-
nen Ausschluss des Anderen zur Kon-
sequenz hat (solche Denkfiguren wur-
den in unterschiedlichen Zusammen-
hängen exemplifiziert – etwa in der Figur
des „Nichtidentischen“). Im Gegensatz
dazu fordert eine „postmoderne Ethik“,
den Widerstreit zu bezeugen. Allerdings
geschieht dies nicht mehr vor dem Hin-
tergrund einer ausweisbaren Rahmen-
logik oder -vernunft. Vielmehr ist die
Bezeugung des Widerstreits gleichbe-
deutend mit dem Eingeständnis einer
fundamentalen Differenz, einer Unent-
scheidbarkeit bzw. einem Unbestimm-
ten. Damit wird die untergründige Denk-
bewegung, die die Überlegungen zur
Fassung des gesellschaftlichen Zusam-
menhangs führte, in ihrer Ausrichtung
umgedreht: es geht nicht mehr um den
Ausschluss des Unbestimmten in einer
Bewegung auf das Bestimmte, sondern
um eine Bewegung auf das Unbestimmte
zu. Das korreliert mit Diagnosen, dass
der Ausgang aus der Moderne gerade-
zu durch eine „Positivierung des Unbe-
stimmten“ (Gamm 1994) systematisch
markiert sei. Um dennoch die Frage zu
beantworten, was die Gesellschaft im

 zumachen, das als mindestens schwie -
rig zu bezeichnen ist: „Gemeinschaft
gilt zumindest im deutschen Kontext
immer auch als potenziell gefährlich,
totalitär und gewaltsam. Mit den Ex-
zessen der nationalsozialistischen ,Volks-
gemeinschaft‘ hat der Begriff seine po-
litische Unschuld verloren, das Ver-
hältnis zum verführerischen Mecha nis-
mus der Vergemeinschaftung ist zu-
mindest in Deutschland fortan ein ge-
störtes.“ (Rosa u.a. 2010, S. 10) Gera-
de in der Bestimmung eines gemeinsa-
men Seins zeigt sich im historischen
Verlauf die Problematik des Begriffs und
damit noch aller Nachdrücklichkeit die
Problematik der Bestimmung selbst.
Aufgegriffen wurde in der jüngsten Dis-
kussion denn auch die Gemeinschaft als
„politisch-ethische“ Kategorie, in der
der Gemeinschaftsbegriff jenseits einer
bestimmten Variante verortet wird (vgl.
dazu auch Böckelmann, Morgenroth
2008).  

3. Die Didaktische Bedeutung
der Diskussion um den 
Gemeinschaftsbegriff 

Nicht zuletzt didaktisch interessant ist
der Gemeinschaftsbegriff, weil er dies-
seits einer „imaginären Institution“ (Cas -
toriadis) angesiedelt scheint. Gemein-

Um nach dem zu suchen, was die Gesellschaft im Innersten zusammenhält, wird entweder
nach der größten (umfänglichsten) oder kleinsten (Kern) Differenz gesucht.
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schaften eignet nicht der Eindruck von
bestimmten Institutionen mit spezifi-
schen abstrakten Eigenschaften. Es kann
somit prinzipiell am Deutungs- und Er-
fahrungshorizont der Schüler angesetzt
werden, um eine Idee eines innersten
Zusammenhaltes zum Ausdruck zu brin-
gen. Dabei besteht der Abzweig zu ei-
nem (bestimmten) ontologischen Ge-
meinschaftsbegriff in einer Annäherung,
die das radikal Unbestimmte im Zen-
trum hat – die „entwerkte Gemeinschaft“
(Nancy). Jede Form der Gemeinschaft,
die sich in einer bestimmten Form ins
Werk setzt, so die Überlegung, verbirgt
damit gleichzeitig das gemeinsame pro-
duktive Moment, das Zusammensein,
das Interesse: „die Gemeinschaft ist we-
der ein herzustellendes Werk noch eine
verlorene Kommunikation, sondern der
Raum selbst, das Eröffnen eines Raums
der Erfahrung des Draußen, des Außer-
Sich-Sein“ (Nancy 1988, S. 45). Nancy
denkt – paradigmatisch für die neue Dis-
kussion – den Begriff der Gemeinschaft
gegen den Strich einer ontologischen
Auslegung. Jede Entdeckung, Freilegung
oder Schaffung einer Gemeinschaft als
eine Ins-Werk-Setzung einer Gemein-
schaft verschüttet den Erfahrungsraum
des Gemeinschaftlichen. Damit gerät die
Figur der Gemeinschaft paradox. Nur in
ihrer Auftrennung, ihrer Unmöglichkeit
kann das gemeinschaftliche Moment er-
scheinen. „Die Gemeinschaft nimmt al-
so folgende besondere Stellung ein: Sie
garantiert die Unmöglichkeit ihrer eige-
nen Immanenz, die Unmöglichkeit ei-
nes gemeinschaftlichen Seins als Sub-
jekt. Die Gemeinschaft garantiert und
markiert in gewisser Weise die Unmög-
lichkeit der Gemeinschaft – dies ist ih-
re ureigene Geste und die Spur ihres
Tuns.“ (ebd., S. 38) Letztlich verdichtet
sich die paradox erscheinende Anlage
der Gemeinschaft in der Logik, dass mit
der Gemeinschaft ein gewisser Absolut -
heitsanspruch der eigenen Konstitution

verbunden wird, wonach die Gemein-
schaft in dem Moment erfahrbar wird,
in dem sie ihre eigene Grenze mit ein -
schließt. Letzteres allerdings macht die
konkrete („verdinglichte“, „projektier-
te“) Gemeinschaft denkunmöglich. Ge-
meinschaft erscheint dann immer nur im
Moment ihrer Auftrennung.  

Für die Didaktik der Politischen Bil-
dung ist dies von Bedeutung. Wenn die
Ausbildung der Urteilskraft und die po-
litische Handlungs- und Orientierungs-
fähigkeit im Bezug auf das Moment, das
die Gesellschaft im Innersten zusam-
menhält, ausgeprägt wird, ist der Zu-
schnitt des Innersten der Gesellschaft als
ent(-)werkte Gemeinschaft zu prüfen.
Für die Didaktik der Politischen Bildung
bleibt die Bewegung vom Unbestimm-
ten zum Bestimmten, innerhalb derer ei-
ne Wertebasis als Kompromissformel
ausgewiesen wird, bedeutsam, sollte aber
angesichts offensichtlicher Grenzen er-
gänzt werden. Folgt man den Einlas-
sungen in der Debatte um den Gemein-
schaftsbegriff, wird deutlich, dass auch
im Sichtbarmachen von Trennungen ein
gemeinschaftliches Moment erfahrbar
wird. 

Entsprechende Überlegungen finden
sich in den jüngsten Versuchen, dem „Po-
litischen“ in der Politik habhaft zu wer-
den. Das Politische steht dem Grunde
nach hinter den gesellschaftlichen Ein-
richtungen der Politik, aus denen aber
nicht mehr ersichtlich wird, was ihr ge-
meinsames Moment ausmacht. Die Po-
litische Bildung hätte dann nicht allein
Gemeinsamkeiten freizulegen oder zu
suchen, sondern müsste die Unverein-
barkeit von Auseinandersetzungen kennt-
lich machen und darin die Gemeinschaft
erfahrbar machen. Entsprechend hat
Mouffe den Agonismus als Form des ra-
dikalen Streits ausgewiesen, in dem kei-
ne konsensuelle Basis für den Streit be-
steht. Im Austragen dieses Agonismus
wird das politische Moment über eine

Gemeinschaftserfahrung erfahrbar. „Ob-
wohl sie sich also im Konflikt befinden,
erkennen sie sich als derselben politi-
schen Gemeinschaft [Herv., W.F.] zu-
gehörig; sie teilen einem gemeinsamen
symbolischen Raum, in dem der Kon-
flikt stattfindet.“ (Mouffe 2007, S. 30)
Im Lernprozess wären demnach For-
mulierungen und Artikulationen von ra-
dikalen Dissensen als Erfahrungsraum
dessen, was die Gesellschaft im Inner-
sten zusammenhält, zu stärken. Der Be-
griff der Urteilskraft hätte sich entspre-
chend nicht an rationalen Entschei-
dungsprozessen zu orientieren, sondern
an der Erfahrung des Unbestimmten, wie
sie v. Foerster in einem metaphysischen
Postulat zum Ausdruck gebracht hat:
„Nur die Fragen, die im Prinzip unent-
scheidbar sind, können wir entscheiden.“
(v. Foerster 1993, S. 73). Die Herstel-
lung einer Entscheidung über die Un-
entscheidbarkeit konstituiert das „wir“. 
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Die Europäische Union hat schon viele
Krisen erlebt, aus denen sie noch immer
gestärkt hervorging (Thiemeyer 2009).
Niemand vermag zu sagen, ob es in der
gegenwärtigen Situation ebenso sein
wird. Denn zur Unzufriedenheit der Bür-
ger – die sich im Scheitern des Verfas-
sungsvertrags ausdrückte – kommen fun-
damentale wirtschaftliche Spannungen
hinzu. Einmal mehr stellt sich die Fra-
ge, was die EU zusammenhält.

Aus Sicht der Soziologie sind drei
Aspekte zu beleuchten. Ausgangspunkt
ist dabei die Überlegung, dass keine,
rechtlich und wirtschaftlich noch so fein
geknüpfte demokratisch verfasste Ge-
meinschaft auf Dauer Bestand haben
kann, wenn sich die Bevölkerung von
ihr abwendet. 

1. Die Europäische Union als
Rechtsgemeinschaft

Die Europäische Union wird zuallererst
durch das Recht zusammengehalten. Sie
ist eine durch das Mittel des völkerrecht -

lichen Vertrags konstituierte Rechtsge-
meinschaft mit den vier wirtschaftlichen
Freiheiten (Güter, Personen, Kapital,
Dienstleistungen) als Kern be stand teil.
Hinzu kommen die verschiedenen Poli-
tiken, wie Forschung und Technologie,
Industrie und Umwelt, namentlich die
Agrarpolitik und die europäische Kohä-
sionspolitik, als eine Art innereuropäi-
sche Umverteilungspolitik. Rechtsakte,
vor allem Richtlinien, sind denn auch
die bevorzugten Handlungsformen der
EU. Dies hat zwei Folgen. Zum einen
muss EU-Recht im Regelfall erst durch
die nationalen Parlamente umgesetzt
werden, bevor es Rechtswirksamkeit er-
langt. Deshalb wird der tatsächliche Ein-
fluss der EU auf die Mitgliedstaaten nur
unzureichend sichtbar. Zum zweiten ist
die EU ein vergleichsweise schlankes
Herrschaftssystem, weil sie sich der na-
tionalen Bürokratien bedienen kann.

Die EU kann nur in vertraglich aus-
drücklich ermächtigten Tätigkeitsberei-
chen tätig werden. Doch ist die Ab-
grenzung zwischen gemeinschaftlichen
und nationalen Kompetenzen nur auf
den ersten Blick klar gezogen. Nicht oh-
ne Erfolg versucht die Kommission Be-
reiche (wie z. B. den der Bildung), die
dem Subsidiaritätsvorbehalt unterliegen,
mit dem Binnenmarkt zu verknüpfen,
weil sie hier die größten Rechte hat. Sie
wird dabei meist vom Eu roparlament
unterstützt, das so seine Kompetenzen
ausweiten kann.

Mit Mitteln des Rechts allein, lässt
sich der Fortbestand einer Rechtsgemein -
schaft nicht garantieren, zumal es der
EU an unmittelbarer Sanktionsgewalt
mangelt. Die Folgebereitschaft der Mit-
gliedstaaten ist nicht selbstverständlich.
So hat das deutsche Bundesverfassungs -
gericht stets offen gelassen, dem Eu-
ropäischen Gerichtshof in Luxemburg
dann zu widersprechen, wenn es die in
den europäischen Verträgen niederge-
legten Kompetenzgrenzen überschritten
sähe. Bindungswirksame Verträge stel-
len handlungsleitende Institutionen nur
solange dar, solange sie wenigstens hin-
genommen werden. Um nur ein Beispiel

zu geben: Obwohl die Währungsunion
als unumkehrbar geschlossen wurde und
ein einseitiger Austritt aus ihr daher ju-
ristisch nicht vorgesehen ist, ist es frag-
lich, ob einem entschlossen austritts-
willigen Mitglied das Verlassen der Eu-
ro-Zone ernsthaft verwehrt werden
könnte.

2. Die Europäische Union als 
Elitenprojekt

Die politische Integration Europas war
im Wesentlichen eine Angelegenheit der
politischen, bürokratischen und auch
wirtschaftlichen Eliten (Bornschier/Zil-
tener u. a. 2000). Sie haben ein Gebilde
geschaffen, das über einen teilweisen
Souveränitätsverzicht seiner Mitglieds-
staaten Frieden sichern und Wohl-
fahrtsgewinne ermöglichen soll. Der län-
gerfristige Nutzen der Mitglieder soll
durch ihre Selbstbindung gemehrt wer-
den: die Mitgliedstaaten verpflichten
sich, dem Recht der Europäischen Uni-
on auf ihren Territorien unter der Be-
dingung Geltung zu verschaffen, dass
auch alle anderen Mitgliedsländer dies
tun. Um die Durchsetzung der dazu not-
wendigen Maßnahmen zu garantieren
und auf Dauer zu stellen, wurde mit dem
transnationalen Vertrags- und Rechtssys -
tem zugleich ein neues, politisch-admi-
nistratives System zu dem Zweck ge-
schaffen, die nationalen Partikularinter-
essen zu zähmen (Bach 2010). Gerade
mit der Aufgabe der Marktschaffung und
-überwachung, ist im Lauf der Zeit der
Europäischen Union, namentlich der
Kommission, erhebliche Macht zuge-
fallen.

Dass die Eliten dabei auch eigene In-
teressen verfolgen, verwundert nicht
(Haller 2009). Die europäischen Ge-
sellschaften sind bislang damit gut ge-
fahren. Die Europäische Union stellt
außerhalb der Vereinigten Staaten den
einzigen Versuch dar, im kontinentalen
Maßstab eine Wirtschaftsgemeinschaft
zu schaffen, welche die ökonomische
und die politische Logik miteinander
vereint. Dass dieses Gebilde nicht be-
sonders demokratisch gestaltet ist, hat
lange nicht gestört. Doch nun ist die nach
dem Architekten der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl benannte
„Methode Monnet“, die Integration
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die allgemeine Zustimmung emotional
zu verbreitern und im Gefühlshaushalt
der Bürger affektiv zu verankern. Dem-
gegenüber kann die EU sozusagen ver-
standesmäßig im Bereich wirtschaftli-
cher Freiheiten punkten; Reisefreiheit
und offene Grenzen werden geschätzt.
Sie ruft jedoch kaum spontane Asso-
ziationen hervor, schon gar keine affir-
mativen Gemütsbewegungen.

Wenn man nun versucht, die bestim-
menden Kräfte auf die Haltungen der
Bürger zur Europäischen Union im Gan -
zen zu quantifizieren, so ergibt sich zu-
sammenfassend folgendes Bild (Im-
merfall/Boehnke/Baier 2010): Die wich-
tigste Bestimmungsgröße dafür, ob und
wie sehr man die Mitgliedschaft in der
EU befürwortet, die Integration voran-
treiben und der EU weitere Rechte zu-
erkennen möchte, ist das, was die Sozio -
logen als soziotropische Nutzenerwä-
gung bezeichnen. Das heißt, dieje nigen
Bürger treten für eine intensivere Inte-
gration ein, die davon überzeugt sind,
dass sich diese auf ihre Nation günstig
auswirkt. Einflussreich, aber weniger
wichtig sind egozentrische Nutzener-
wägungen, also die Einschätzung, ob
man persönlich profitiert oder nicht. Des-
halb neigen im Allgemeinen Personen
mit einer höheren Ausbildung eher zu
einer positiven Bewertung der EU als
Personen mit einem niedrigen Bildungs -
grad, weil erstere sich vom freien Bin-
nenmarkt zusätzliche Vorteile verspre-
chen. Neben den Nutzenerwägungen
und individuellen Werten prägt die Art
der nationalen Identität die Haltung zur
EU, und zwar durchaus zwiespältig. Je
nach der eigenen nationalen Identität
kön nen nationale und europäische Iden-
tität ein in einem Konkurrenz- als auch
in einem Komplementär verhältnis ste-
hen.

Bemerkenswert ist auch, welche Fak-
toren für die Bewertung der EU nur ei-
ne geringe Rolle spielen. Das ist zum
einen die Geschlechtszugehörigkeit, ob-
gleich häufig gemutmaßt wurde, Frau-
en würden der EU-Integration kritischer
gegenüberstehen. Nach unseren Analy-
sen, die die verschiedenen sozioökono-
mischen Merkmale wie Bildung, Alter,
Einkommen oder sozioökonomischer
Status gemeinsam berücksichtigen, gibt
es hingegen kaum Unterschiede. Das
Gleiche gilt für die politische Rechts-

schrittweise von oben voranzutreiben,
an ihre Grenzen gestoßen. Dafür sind
verschiedene Gründe verantwortlich.

Erstens ist die EU alltagsrelevant ge-
worden. Sie beeinflusst alltägliche Ent-
scheidungen der Leute. Sie verändert,
was sie einkaufen und, mehr noch, wo
und zu welchem Preis sie einkaufen, wo
sie ihre Ferien oder ihren Lebensabend
verbringen, wie sie für ihr Lebensalter
vorsorgen. Kurzum: „Die Leute“ kom-
men ins Spiel (Vobruba 2007), die EU
wird zu einem Gegenstand der öffentli-
chen Auseinandersetzung und mögli-
cherweise der Ablehnung. Zweitens wur-
den Handelsschranken und Behinde-
rungen des freien Wettbewerbs so sehr
beseitigt, dass marktkorrigierende Maß-
nahmen der Nationalstaaten nur mehr
eingeschränkt möglich sind. Ein eu-
ropäisches Gegenwicht gibt es aber
nicht. Denn der EU wird wegen der
höchst unterschiedlichen wirtschaftpo-
litischen Interessen der Mitgliedsländer
im Regelfall nicht zugestanden, sozial-
politisch gestaltend einzugreifen. Drit-
tens wird mit den Erweiterungsrunden
der EU die bewährte konsensuelle Po-
litik immer schwieriger. Das zwingt ent-
weder zu anhaltend langwierigen Ver-
handlungen oder zu Abstimmungsver-
fahren nach dem Mehrheits prinzip, für
die das EU-System eigentlich nicht ge-
dacht ist.

3. Die Europäische Union als
Bürgerprojekt

Wenn die scheinbar entpolitisierte Inte-
gration von oben an ihre Grenzen stößt,
wird es in Zukunft wichtiger, die Hal-
tung der EU-Bürger zu bedenken. Dies
soll im Folgenden anhand von zwei Fra-
gen untersucht werden: (a) Wie weit trägt
die Zustimmung der EU-Bürger zur po-
litischen Integration? (b) Empfinden sich
die EU-Bürger in den verschiedenen
Mitgliedstaaten als Mitglieder einer po-
litischen Gemeinschaft?

(a) Nimmt man die Einstellungen der
Bürger zur Europäischen Union als In-
dikator, so zeigt sich, dass die große
Mehrzahl der Bürger durchaus die Vor-
teile der EU anerkennt. Nur eine Min-
derheit spricht sich für deren Auflösung
aus. Allerdings ist es der Europäischen
Union nicht gelungen, im Laufe der Zeit

Links-Orientierung. Die EU-Integra tion
ist von vorneherein weder ein linkes
noch ein rechtes Projekt; sie findet Geg-
ner (wie Befürworter) in beiden Lagern.

Auch wenn die Sympathien der Bür-
ger für die Europäische Union im Zeit-
ablauf schwanken: ein Trend hin zu mehr
Zugehörigkeitsgefühl ist nicht erkenn-
bar. Umgekehrt gilt aber auch, dass die
Zahl eingefleischter EU-Hasser gering
ist. Überdies bedienen sich selbst EU-
Skeptiker ohne Scheu der Freiheiten des
EU-Binnenmarktes. Gewohnheitsmäßi -
ge EU-Gegner aus Großbritannien kau-
fen ihren Wein (billiger) in Frankreich
oder lassen sich im Alter an der Algar-
ve in Portugal nieder. Vielleicht sind wir
hier dem Geheimnis der EU auf der
Spur, aus allen Rückschlägen doch im-
mer gestärkt hervorzugehen: Die EU ist
den Bürgern auch ohne ein Gefühl der
Verbundenheit zur Selbstverständlich-
keit geworden.

(b) Wie nehmen die Bürger unter-
schiedlicher Mitgliedstaaten einander
wahr? Begreifen sie sich als einer Ein-
heit zugehörig? Dies könnte man ange-
sichts der Mannigfaltigkeit grenzüber-
schreitender Beziehungen durchaus er-
warten (Mau/Büttner 2009).

Zunächst ist jedoch festzuhalten, dass
nicht alle Bürger gleichermaßen an
grenz überschreitenden Interaktionen teil-
haben; vielmehr steigt deren Wahr-
scheinlichkeit mit den Ressourcen, über
die eine Person verfügt. Dennoch dürf-
ten nach den Erhebungen von Steffen
Mau (2007) immerhin ein Drittel der
Deutschen regelmäßig Kontakt mit Bür-
gern außerhalb der eigenen Nation ha-
ben.  

Entsteht nun aufgrund dieser dichter
und intensiver werdenden Netzwerke so
etwas wie ein europäischer Raum des
Vertrauens? Vertrauen ist in mehrfacher
Hinsicht für das Funktionieren einer po-
litischen Gemeinschaft wichtig. So muss
sich eine unterlegene Minderheit darauf
verlassen können, nicht dauerhaft der
Möglichkeit beraubt zu werden, ein an-
deres Mal die Mehrheit zu erlangen. Al-
lerdings ist der Kreis von Menschen, mit
dem man sich identifiziert, für die Mehr-
heit weiterhin stark nationalstaatlich ge-
prägt ist (Immerfall u.a. 2010). Zwar
wird einigen Nationen mehr vertraut als
anderen, nämlich solchen, die kulturell
ähnlich, eher klein und modern sind. Die
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Mitgliedschaft eines Landes in der EU
spielt für die Beurteilung hingegen kei-
ne Rolle. Insofern muss gesagt werden,
dass sich die EU-Bürger nur ausnahms-
weise gegenseitig als Angehörige einer
gemeinsamen, politischen und sozialen
Gemeinschaft wahrnehmen.

4. Die Europäische Union als 
Kulturraum

Oft wird betont, dass die EU auf einem
festen Fundament allgemein geteilter
kultureller und humanistischer Werte be-
ruhe. Ein kulturgeographisch klar ab-
grenzbares Europa gibt es aber nicht. Im
Gegenteil ist Europa durch ein hohes
Maß an Binnendifferenzierung gekenn-
zeichnet (Immerfall 2006).

Dies gilt bis heute. So gibt es anhal-
tende Niveauunterschiede in den Sym-
pathien der verschiedenen Bevölkerun-
gen für die politische Integration, die
sich nur historisch erklären lassen
(Menéndez-Alarcón 2004). Weitere Bei-
spiele – etwa das Fehlen eines europäi-
schen Parteiensystems (Immerfall 2006,
Kap. 6) oder Gegensätze in den gesell-
schaftlichen Idealen der Bürger in den
verschiedenen Mitgliedstaaten (Gerhards
2010) – ließen sich anführen. Bemer-
kenswerterweise entspricht ausgerech-
net der nordwesteuropäische Teil der EU
am stärksten zentralen EU-Positionen,
wie sie in deren offiziellen Dokumenten
niedergelegt sind, obgleich gerade die-
se Region besonders EU-skeptisch ist.
Hingegen unterstützen die neuen EU-
Mitgliedsländer die vorgegebenen EU-
Werte weit weniger. Besonders auffälli-
ge Abweichungen vom kulturellen
Selbstverständnis der EU finden sich bei
den islamischen Beitrittskandidaten. Jür-
gen Gerhards (2010) erklärt diese Dif-
ferenzen allerdings nicht kulturell, son-
dern mit dem Modernisierungsgrad und
ist insofern zuversichtlich, dass mit zu-
nehmendem Wohlstand demokratische
Werte und Geschlechtergleichheit in der
Familie und am Arbeitsplatz stärkere Zu-
stimmung finden werden. Selbst wenn
die se optimistische Aussage zutrifft,
wären EU-Erweiterungen (wie auch Ver-
tiefungen) somit ein Schönwetter-Pro-
jekt, als die Angleichung der Werteori-
entierungen solides wirtschaftliches
Wachstum erfordert.

5. Fazit: Pragmatische Verbun-
denheit und ihre Grenzen

Alles in allem hat mehr als ein halbes
Jahrhundert Integrationsgeschichte nur
begrenzte Loyalitäten für die EU her-
vorgebracht. Zwar weckt Europa mit sei-
ner Geschichte und Kultur durchaus ein
diffuses Gefühl der Zusammengehörig-
keit. Aber dieses gilt mehr dem gedach-
ten Kulturraum Europa als dem „real
existierenden Europa“ (Immerfall 2006,
S. 25). Das Reservoir gefühlter Ge-
meinsamkeiten ist dünn. Folgebereit-
schaft, z. B. die Bereitschaft zur solida-
rischen Umverteilung, dürfte demnach
wohl nicht auf unbedingten „Gemein-
samkeits-Empfindungen“ (Max Weber)
beruhen, sondern dem Glauben an die
durch die EU-Integration erzielten Wohl-
fahrtsgewinne folgen. Das muss nicht
beunruhigen; politische Herrschaftsord-
nungen stellen schließlich keinen Wert
an sich dar. Darin liegt der pragmatische
Charme der Europäischen Union. Sor-
gen macht aber, dass sich die Kluft zwi-
schen den die EU-Integration befür-
wortenden Eliten und ihrer Wahlbevöl-
kerung ausgeweitet hat (Haller 2009).

Wenn es mit Blick auf die Haltungen
der Bürger wenig Anhaltspunkte für die
Entwicklung eines belastbaren europäi-
schen Zusammengehörigkeitsglaubens
gibt, muss eine deutlich ausgeweitete
Umverteilung der Lasten über nationa-
le Grenzen hinweg, zu der die derzeiti-
ge Finanzkrise nötigt, Zweifel der Bür-
ger an der Sinnhaftigkeit des europäi-
schen Projekts wecken. Von Einigen wird
daher gefordert, der Europäischen Uni-
on jene finanzpolitischen Rechte und
Sanktionsmöglichkeiten zu übertragen,
die man ihr bei Einführung der gemein-
samen Währung noch verweigert hatte.
Angesichts der widerstreitenden Vielfalt
und der schwach ausgeprägten Identität
Europas erscheint es indes fraglich, ob
die Bürger in den Geberländern zu ei-
nem solchen Souveränitätsverzicht be-
reit wären und ob die Schuldenstaaten
schmerzhafte Anweisungen einer Brüs-
seler Autorität akzeptieren würden, des-
sen demokratische Legitimität zweifel-
haft wäre.

Europasoziologen haben frühzeitig
darauf hingewiesen, dass der gesell-
schaftliche Unterbau der politischen In-
tegration uneben ist (vgl. Bach 2000).

Sie waren daher wenig überrascht, dass
die mit der Einführung des Euros an-
fangs zu beobachtende wirtschaftliche
Konvergenz keine Konvergenz der wei-
terhin national gefärbten Gesellschafts-
modelle nach sich zog. Die politische
Integration Europas schritt schneller vor-
an als die gesellschaftliche. Niemand
vermag genau zu sagen, wie belastbar
das gemeinschaftliche Band ist, das die
Mitgliedsgesellschaften verbindet.
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1 Ein blinder Fleck in der 
Menschenrechtstheorie?

Dass die Menschenrechte Freiheits- und
Gleichheitsansprüche statuieren, ist in
der Fachliteratur durchgängig anerkannt
(wobei es allerdings nach wie vor erheb -
liche Auffassungsunterschiede bei der
Verhältnisbestimmung von Freiheit und
Gleichheit gibt). Weitgehende Einigkeit
besteht auch darin, dass die in den Men-
schenrechten normierte Freiheit und
Gleichheit letztlich auf die Würde des
Menschen als eines Verantwortungs-
subjekts bezogen sind, die in jedem Men-
schen gleichermaßen zu re spek tieren ist.
Anders steht es um die dritte Kompo-
nente der Trias, die Brüderlichkeit, die
bislang sehr viel weniger Aufmerksam-
keit gefunden hat und deren Bedeutung
für das Verständnis der Menschenrech-
te bis heute umstritten bleibt. 

Die Zurückhaltung gegenüber der An-
erkennung einer „kommunitären Dimen -
sion“ der Menschenrechte hat vermutlich
vor allem damit zu tun, dass der Seman-
tik des Gemeinschaftlichen generell der
Ruch des Autoritären anhaftet. Sie erweckt
Misstrauen – und dies nicht ohne Grund.
So haben sich unter dem Begriff des

„Kommunitarismus“ seit den 1980er Jah-
ren vor allem nordamerikanische Kriti-
kerinnen und Kritiker des Liberalismus
(Sandel, Etzioni, Glendon, Taylor u.a.) zu
einer lockeren Plattform zusammen ge-
funden. Während sich aber die meisten
Anhängerinnen und Anhänger des angel-
sächsischen Kommunitarismus immerhin
dafür aussprechen, moderne Freiheits-
rechte als his torische Errungenschaften
zu pflegen und zugleich durch eine stär-
kere Beachtung identitätsstiftender ge-
meinschaftlicher Traditionen zu ergänzen,
fällt die Liberalismuskritik bei der Pro-
pagandisten autoritärer Regime natur-
gemäß ungleich ra dikaler aus. Bei allen
ideologischen Differenzen, die etwa ein
theokratisches Regime wie die Islamische
Republik Iran von der kommunistischen
Volksrepublik China trennen, berufen sich
beide Staaten durchgehend auf den Vor-
rang des Gemeinwohls vor individuellen
Freiheitsrechten. Dies wiederum erklärt
das Miss trauen, das in der Menschen -
rechtsbewegung gegenüber dem seman-
tischen Feld von Gemeinschaftlichkeit
und Gemeinwohl zu bestehen scheint. 

Auch wenn solche Zurückhaltung ver-
ständlich ist, führt sie allerdings zu einer
Verkürzung des Menschenrechtsdiskur-
ses, dessen freiheitlicher Anspruch in der
bloßen Antithese gegenüber gemein-
schaftlichen Interessen hängen bleibt und
auf diese Weise gleichsam halbiert wird.
Ich möchte im Folgenden dafür plädieren,
diese Antithese zu überwinden und die
kommunitäre Dimension, die den Men-
schenrechten von Anfang an inhärent ist,
systematisch zu berücksichtigen. Unter der
„kommunitären Dimension“ verstehe ich
in diesem Zusammenhang gemeinschaft-
liche Handlungsfelder unterschiedlichster
Art – von der Familie und anderen per-
sönlichen Lebensgemeinschaften über Re-
ligionsgemeinschaften bis hin zu politi-
schen Parteien, Gewerkschaften und an-
deren sozialen Großorganisationen oder
auch der Gesellschaft insgesamt. Men-
schenrechte setzen nicht nur Grenzen für
Gemeinschaft und die Gesellschaft, indem

sie ihnen gegenüber die unveräußerlichen
Rechte einzelner Menschen statuieren. Ge-
rade dadurch, dass sie jedem einzelnen
Menschen die Position eines Subjekts
gleichberechtigter Freiheit zuerkennen,
eröffnen sie über ihre unverzichtbare ne-
gativ-abwehrende Funktion zugleich auch
positive Möglichkeiten, Gemeinschaften
und die Gesellschaft im Ganzen nach Ge-
sichtspunkten von Freiheit und Gleichbe-
rechtigung weiter zu entwickeln. 

2 Zum Verhältnis von Freiheit,
Gleichheit und Solidarität 

Freiheit, Gleichheit und Solidarität – so
meine Ausgangsthese – bilden einen für
das Verständnis der Menschenrechte kons -
ti tutiven normativen Strukturzusam -
menhang derart, dass die einzelnen Kom-
ponenten innerlich aufeinander bezogen
sind und einander wechselseitig be-
leuchten. Erläutern lässt sich diese The-
se durch eine doppelte Abgrenzung: Sie
steht zunächst in kritischem Widerspruch
zu solchen Konzeptionen, in denen die
drei Komponenten Freiheit, Gleichheit
und Solidarität als gegeneinander stehend
gedacht werden. Verkürzungen in der In-
terpretation der Menschenrechte entste-
hen offenkundig vor allem dann, wenn
man Freiheit, Gleichheit und Solidarität
aggressiv gegeneinander ausspielt, wie
dies beispielsweise in den ideologischen
Varianten von Wirtschafts liberalismus
oder Staatssozialismus geschieht. Die nor-
mative Eigenart der Menschenrechte er-
schließt sich erst dann, wenn Freiheit,
Gleichheit und Solidarität innerlich auf-
einander bezogen werden, und zwar der-
art, dass sie einander wechselseitig ex-
plizieren. Wechselseitige Explikation
meint, dass die menschenrechtliche Frei-
heit von vornherein nur im Lichte der
Gleichheit verstanden werden kann und
umgekehrt der Gleichheitsbegriff nur in
der inneren Verbindung mit freier Selbst-
bestimmung menschenrechtlich Sinn er-
gibt. Dies soll im Folgenden anhand prak-
tischer Beispiele erläutert werden. 

Zunächst zum Verhältnis von Freiheit
und Gleichheit. Genau genommen han -
delt es sich dabei gar nicht um ein „Und-
Verhältnis“, geht es in den Men schen -
rechten doch um Freiheit in Gleich -
 berechtigung. Ein Freiheitsrecht, das nicht
die Komponente gleichberech tig ter Ver-
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weitesten Wortsinne „kom  munitäre Kom-
ponente mit in den Blick genommen wor-
den ist. Schon begrifflich kommt die kom-
munitäre Dimension in den Rechten auf
Versammlungsfreiheit und auf Vereini-
gungsfreiheit zum Ausdruck, die – wie
die Mei   nungsfreiheit – zu den klassischen
po   litischen Freiheitsrechten zählen. 

Auch die Religionsfreiheit umfasst
über die individuelle Glaubens- und Be-
kenntnisfreiheit hinaus die Freiheit zu ge-
meinschaftlicher Religionsausübung. Die
meisten praktischen Schwierigkeiten bei
der Verwirklichung der Religionsfreiheit
haben heutzutage mit dieser kommu-
nitären Dimension der Religionsausü-
bung zu tun. Aktuelle Beispiele dafür sind
die systematische Behinderung der Aus-
bildung orthodoxer Priester in der Tür-
kei oder das Verbot der Durchführung
von christlichen Gottesdiensten in der
Landessprache im Iran. Aber auch die
Ungleichbehandlung von Muslimen bei
den Angeboten des schulischen Religi-
onsunterrichts in Deutschland stellt un-
ter Gesichtspunkten der Religionsfreiheit
ein Problem dar. Ohne Einbeziehung der
kommunitären Seite der Religionsfrei-
heit wäre der rechtliche Schutz der Re-
ligionsausübung jedenfalls nicht viel wert. 

In einigen Menschenrechtsnormen ist
die kommunitäre Dimension schon im Ti-
tel angesprochen. Dies gilt etwa für das
Recht auf Schutz von Ehe und Familie.
Es versteht sich, dass im Horizont des
Menschenrechtsansatzes dabei nur solche
Familienformen Anerkennung beanspru-
chen können, die der freien und gleich -
berechtigten Selbstbestimmung der ein-
zelnen Familienmitglieder angemessenen
Raum geben. Praktiken wie Zwangs -
verheiratung sind ipso facto mit den Men-
schenrechten unvereinbar und ver stoßen
konkret gegen das international verbürg-
te Recht auf freie Eheschlie ßung. 

Zu den Menschenrechten, denen pri-
ma facie eine starke kommunitäre Be-
deutung inhärent ist, zählen ferner die
Rechte kultureller Minderheiten zum Bei-
spiel auf Anerkennung und Förderung ih-
rer Herkunftssprachen. Von der Warte ei-
nes einseitigen individualrechtlichen An-
satzes aus werden Minderheitenrechte
aufgrund ihres expliziten Gruppenbezugs
auch heute noch gelegentlich als Fremd-
körper für den menschenrechtlichen Dis-
kurs angesehen. Dabei zeigen die in den
Vereinten Nationen, in der KSZE und im

wirklichung in sich trüge, wäre damit ge-
rade kein allgemeines Menschenrecht,
sondern ein rechtliches Privileg; und ein
Gleichheitsrecht, das nicht in sich selbst
freiheitlich strukturiert wäre, hätte den
Titel „Recht“ nicht verdient. 

Alle Menschenrechte sind insofern
zunächst Freiheitsrechte. Dies gilt nicht
nur für die bürgerlichen und politischen
Menschenrechte. Auch die wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Rechte
sind der Sache nach Freiheitsrechte.
(Krennerich 2006, S. 57ff.) Das Recht
auf Bildung hat wesentlich die Funkti-
on eines „Empowerment-Rechts“: Es
verbessert zum Beispiel die Vorausset-
zungen dafür, dass Menschen ihr Recht
auf Meinungsfreiheit wirksam in An-
spruch nehmen können. Das Recht auf
ein Mindestmaß an sozialer Sicherheit
hat die Funktion, einseitigen Abhän-
gigkeiten im Arbeitsleben entgegenzu-
wirken und damit Optionen selbstbe-
stimmter Lebensführung zu erweitern.

Wie alle Menschenrechte als Freiheits -
rechte verstanden werden müssen, so gilt
auch, dass sie allesamt auf gleichberech-
tigte Gewährleistung zielen. Wiederum
verweist bereits die Präambel der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte
auf die Bedeutung des Gleichheits prinzips,
indem sie einen Zusammenhang zwischen
der „Anerkennung der innewohnenden
Würde und der gleichen und unveräußer-
lichen Rechte aller Mitglieder der mensch-
lichen Familie“ herstellt. 

Wie alle Menschenrechte gleicher-
maßen Freiheits- wie Gleichheitsrech-
te sind, so ist auch die kommunitäre Di-
mension nicht auf eine besondere Grup-
pe von Menschenrechten – nach dem
Typus des Rechts auf Entwicklung – re-
duziert, sondern durchzieht den men-
schenrechtlichen Ansatz im Ganzen.
Auch dazu hier nur einige Beispiele: 

Die Meinungsfreiheit beschränkt sich
nicht auf die individuelle Freiheit zur Mei-
nungsäußerung, sondern schützt zugleich
die Freiheit der Medien, ohne die eine
freiheitliche Kommunikation und demo-
kratische Willensbildung in der Gesell-
schaft unmöglich wäre. Bemerkenswert
ist, dass die Meinungsfreiheit historisch
primär unter dem Begriff der „Presse-
freiheit“ eingefordert wurde, womit über
die unverzichtbare individualrechtliche
Komponente hinaus immer auch die ge-
sellschaftlich-institutionelle, also eine im

Europarat erarbeiteten minderheiten-
rechtlichen Normen deutlich, dass es ge-
rade nicht um den Schutz kompakter Kol-
lektive geht. Subjekte der entsprechenden
Ansprüche sind vielmehr typi  scherweise
die individuellen Ange hö rigen von Min-
derheiten in ihrer kom munikativen Inter-
aktion mit anderen Mit gliedern ihrer Grup-
pe. Gleichzeitig wird in den Instrumenten
des menschenrechtlichen Minderheiten-
schutzes sichergestellt, dass es der Frei-
heit der Menschen überlassen bleibt, ob
sie sich überhaupt als Angehörige von
Minderheiten gruppierungen verstehen
wollen oder nicht; die Freiheit des Indi-
viduums wird also auch gegenüber exter-
nen Zuschreibungen unter Schutz gestellt. 

Schließlich gilt auch für das Recht auf
Entwicklung, das nicht angemessen als
Kollektivrecht bezeichnet werden kann.
Denn im Kontext der Menschenrechte
kann das Recht auf Entwicklung nur ei-
ne menschenrechtliche Entwicklung mei-
nen, die die Subjektstellung jedes einzel-
nen Menschen schon in die Defi nition
angemessener Entwicklung einbezieht.
Genau dies ist in den ein schlä gigen Do-
kumenten der Vereinten Nationen klar-
gestellt worden. Wenn diktatorische Re-
gime wie die Volksrepublik China das
Recht auf Entwicklung dafür in Beschlag
nehmen, menschenrechtliche Freiheits-
ansprüche in eine ferne Zukunft zu ver-
tagen, handelt es sich um eine miss -
bräuchliche Inanspruchnahme dieses
Rechts. Es wäre falsch, diesen Mis-
sbrauch dadurch bekämpfen zu wollen,
dass man das Recht auf Entwicklung als
solches zurückweist oder unter Verdacht
stellt. Sinnvoller ist es, den menschen-
rechtlichen Anspruch, mit dem das Recht
auf Entwicklung vorgetragen wird, auf-
zugreifen und gegen kollektivistische
Engführungen und ideologischen Eti-
kettenschwindel klärend herauszustellen. 

3 Ermöglichung freier 
Gemeinschaftsbildung 

Die kommunitäre Dimension der Men-
schenrechte steht keineswegs in Wider-
spruch zur menschenrechtlichen Eman-
zipation. Vielmehr geht es darum, ge-
nau den emanzipatorischen Anspruch
bei der freiheitlichen Strukturierung von
Gemeinschaften positiv aufzugreifen.
Auf diese Weise wird deutlich, dass
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Menschenrechte gerade nicht auf die
„Freiheit des Men schen als isolierter auf
sich zurückgezogener Monade“ zielen,
wie Karl Marx (MEW 1 1970, S. 354)
dies in seiner Menschenrechtskritik for-
muliert hat und wie autoritäre Regime
dies auch heute noch in vielen Varian-
ten gern unterstellen. Paradoxerweise
wird eine solche Karikatur auch von
manchen Befürworterinnen und Befür-
wortern der Menschenrechte gezeich-
net, wenn sie aus nachvollziehbarer Sor-
ge vor autoritärem Kommunitarismus
oder Kollektivismus die falschen Kon-
sequenzen ziehen und die individual-
rechtliche Abwehrkomponente der Men-
schenrechte gegenüber der kommu-
nitären Komponente isolieren und
verabsolutieren. 

Diese individualrechtliche Abwehr-
komponente ist gewiss unverzichtbar. Al-
lerdings geht menschenrechtliche Eman-
zipation in dieser Abwehrkomponente
keineswegs auf. Denn gerade dadurch,
dass sie den einzelnen Menschen ihr un-
veräußerliches Freiheitsrecht garantieren ,
bilden die Menschenrechte immer zu-
gleich eine Voraussetzung für eine Viel-
zahl freier Gemeinschaftsbildungen, wie
sie sich beispielsweise in Gestalt politi-
scher Parteien, Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften, Familien und
anderer Lebensgemeinschaften, Ge-
werkschaften und Wirtschaftsunterneh-
men, kultureller Vereinigungen und gren-
züberschreitend agierenden Nichtregie-
rungsorganisationen darstellen. 

Der Hinweis darauf, dass Menschen-
rechte über die individualrechtliche
Komponente hinaus auch eine Funktion
für Gemeinschaften und Gesellschaften
entfalten, bedeutet nicht die Funktiona-
lisierung des Individualrechts. Men-
schenrechte bleiben Rechte, die jedem
Men schen allein aufgrund seines
Mensch seins zustehen – unabhängig von
seiner Mitgliedschaft in bestimmten Ge-
meinschaften oder von seinen gesell-
schaftlichen Leistungen oder Verdien-
sten. Sie werden nicht von der Gesell-
schaft nach Ermessen „zuerkannt“,
sondern sind Gegenstand einer unbelie-
bigen Anerkennung (Bielefeldt 2004, S.
143ff.). Die Orientierung an der unver-
rechenbaren Würde des Menschen ver-
langt, dass man jeden Menschen immer
auch als Selbstzweck achtet. 

In Anerkennung der unverrechenbaren
Würde jedes einzelnen Menschen ge-
währleisten die Menschenrechte auch die
Möglichkeit, sich ins eigene Schne -
ckenhaus zurückzuziehen, Distanz ge-
genüber anderen zu wahren und ggf. ei-
genbrötlerisch zu sein. Zu den Men-
schenrechten gehört weiterhin die Frei heit,
Gemeinschaften zu verlassen – etwa eine
gescheiterte Ehe oder Lebensgemeinschaft
aufzukündigen, aus einer Religionsge-
meinschaft, deren Glauben man nicht mehr
teilt, auszutreten, die einmal erworbene
Parteimitgliedschaft jederzeit wieder zu
kündigen oder aus einem Staat in einen
anderen auszuwandern. Die Möglichkeit
zur Dis tan zierung, zum Nicht-Mitmachen,
zu Austritt und Rückzug bildet gewisser-
maßen die negative Voraussetzung dafür,
dass die kommunikative Hinwendung zu
anderen und die Bildung von Gemein-
schaften überhaupt in Freiheit gelingen
kann. Sie steht daher nicht in Widerspruch
zur freien Gemeinschaftsbildung, sondern
bildet ihre notwendige Rückseite. 

Erstaunlich wenig systematische Be-
achtung findet die Tatsache, dass die Men-
schenrechte nicht nur Schutz gegenüber
der Vergewaltigung des Individuums durch
übermächtige Gemeinschaften bietet, son-
dern ihr kritisches Potenzial auch gegen
unfreiwillige Ausgrenzungen aus Ge-
meinschaften oder der Gesellschaft ent-
falten. Beispielsweise schützen sie die
Menschen vor willkürlicher Ausbürgerung
– eine Maßnahme, die autoritäre Regime
gern einsetzt haben, um lästige Kritike-
rinnen und Kritiker loszuwerden. Auch die
unfreiwillige Exklusion aus den sozialen
Sicherungssystemen ist eine Diskriminie-
rung, die gegen Menschenrechte verstößt.
Besonders deutlich zeigt sich die Schutz-
richtung gegen gesellschaftliche Aus-
grenzungen in der neuen Konvention über
die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen, die in mehreren Artikeln Verbote
der Absonderung von Behinderten enthält. 

Nicht der oft beschworene Gegensatz
von Individuum versus Gemein schaft
bzw. Gesellschaft macht demnach die
Pointe menschenrechtlicher Emanzipa-
tion aus. Vielmehr steht die durch men-
schenrechtliche Individualrechte zu er-
möglichende freie Gemeinschaftsbildung
in der doppelten Frontstellung gegen au-
toritäre Kollektivismen einerseits und
gegen unfreiwil lige soziale Ausgren-
zungen andererseits. (Bielefeldt 1998,

S. 150ff.) Menschenrechtswidrig wären
demnach z.B. Familienformen, die auf
erzwungener Eheschließung basieren,
Religionsgemeinschaften, die abtrünni-
ge Mitglieder mit Gewalt bedroht, oder
Volksdemokratien ohne Pressefreiheit
und ohne Rechte der Opposition. Inak-
zeptabel wären aber auch eine Wirt-
schaftspolitik, die die gesellschaftliche
Desintegration von Dauerarbeitslosen
tatenlos hinnähme sowie eine gesell-
schaftliche Praxis, die Menschen mit Be-
hinderungen vom öffentlichen Leben ab-
sondert, oder eine staatliche Politik for-
cierter kultureller Assimilation, die den
Angehörigen von Minoritäten  die Aner-
kennung ihrer gemeinschaftlichen kul-
turellen Praxis verweigern würde.

Eine Sensibilisierung für die kom-
munitäre Dimension der Menschenrechte
ist sinnvoll schließlich auch für die in-
terkulturelle Verständigung über Men-
schenrechte. Sie bleibt oftmals hängen
in der stereotypen Entgegensetzung ei-
nes „westlichen Individualismus“ mit
den (tatsächlich oder angeblich) stärker
kommunitären Traditionen, wie sie bei-
spielsweise als Be stand teile so genann-
ter „asiatischer Wer te“ beschworen wer-
den. Menschenrechtliche Emanzipation
ernst zu nehmen, heißt demgegenüber,
sie in allen Lebensbereichen zur Gel-
tung zu bringen und zugleich als Chan-
ce zur Gestaltung freier Gemeinschaf-
ten zu begreifen. Deshalb ist neben liber -
té und egalité auch der soli  darisch-
kommunitäre Anspruch, der im Slogan
der Französischen Revolution mit dem
heute so nicht verwendbaren Begriff der
fraternité angesprochen war, der Sache
nach für ein angemessenes Verständnis
der Menschenrechte unverzichtbar. 
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„Die Menschen wissen nicht (mehr),
warum sie Europa wollen sollen“, be-
hauptet Heribert Prantl in der Süddeut-
schen Zeitung unter der Überschrift „Hei-
mat Europa“ (SZ v. 2./3.7.2011). Die Eu-
ropäische Union wird heute weniger
denn je als eine Schutzgemeinschaft für
ihre Bürger erlebt, sondern fast nur als
Schutzgemeinschaft für die Wirtschaft
und für die Wettbewerbsfreiheit. 

1. Ziele der Politischen Bildung

Europa braucht aber nicht nur eine ge-
meinsame Währung, Verträge, Kom-
missare und Beamte, sondern auch das
Vertrauen seiner Bürger. Werte wie So-
lidarität und Gerechtigkeit müssen in
den Vordergrund rücken, damit Europa
sich zu einem Staatenverbund entwickeln
kann, den man zumindest noch als sei-
ne zweite Heimat empfinden kann.

Euroskeptiker gewinnen angesichts
täglich neuer Hiobsbotschaften aus der

Wirtschafts- und Finanzwelt derzeit an
Boden, denn sie nutzen die berechtigten
ökonomischen und sozialen Ängste der
Bürger. Hier manifestiert sich eine Kom-
pensationsaufgabe der Schu le und ins-
besondere der politischen Bildung, denn
die Herausbildung eines Bewusstseins
europäischer Zusammengehörigkeit geht
einher mit den Zielen politischer Bil-
dung: sich der Perspektive anderer zu
öffnen, Toleranz und Solidarität zu üben
und mit Menschen verschiedener Spra-
chen und unterschied lichen kulturellen
Gewohnheiten als ak tiver Bürger für
Freiheit, Demokratie und Menschen-
rechte einzutreten. Die aktive Beteili-
gung an der Gestaltung einer solchen
Gemeinschaft könnte dazu beitragen,
das Bedürfnis Heranwachsender nach
Eingebettet-Sein, nach Integration und
Iden  tifikation zu befriedigen. 

2. Das Programm 
„Lebenslanges Lernen“

Die Europäische Union bietet zahlrei-
che neue Programme zur Förderung die-
ses „europäischen Bewusstseins“, die
oft noch zu unbekannt sind. Im Pro-
gramm „Lebenslanges Lernen“ werden
bisher die verschiedenen Aktionen für
unterschiedliche Zielgruppen zusam-
mengefasst. Die hier verankerten „Co-
menius“-Programme beziehen sich auf
die schulische Bildung. Unter „Come -
nius“ werden alle Maßnahmen für die
schulische Bildung zusammengefasst.
Erstens: Multilaterale Schulpartner-
schaften: Hier arbeiten mindestens drei
Schulen aus verschiedenen europäischen
Ländern gemeinsam an einem selbst ge-
wählten Thema. Partnerschulen kann
man über www.kmk-pad.org finden oder
sich zu einem Kontaktseminar anmel-
den. Zweitens: Bilaterale Schulpartner-
schaften haben ihren Schwerpunkt im
Sprachenlernen. Drittens: Lehrerinnen
und Lehrer können sich alle zwei Jahre
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um eine berufsbegleitende Fortbildung
bewerben. Das Angebot findet sich in
einer Kursdatenbank unter http://ec.eu-
ropa.eu/education/trainingdatabase/se-
arch.cfm. Viertens: Assistenzzeiten er-
möglichen angehenden Lehrerinnen und
Lehrern, Berufserfahrung über drei bis
zehn Monate in einer ausländischen

Schule zu sammeln. Fünftens: „eTwin-
ning“ zielt auf die Zusammenarbeit von
Schülerinnen und Schülern im virtuel-
len Klassenzimmer ab.

3. Themenzentrierte Projekte

Zwei Jahre hat man Zeit, projektorien-
tiert an einem selbst gewählten Thema
innerhalb des Lehrplans (z.B. Klima-
wandel) zu arbeiten. Um die Aktivitäten
zu planen und zu koordinieren, finden
in jedem Teilnehmerland Projekttreffen
statt. Hier stellen Lehrende und Lernende
die erarbeiteten Ergebnisse vor und pla-
nen gemeinsam das weitere Vorgehen.
Denn am Ende der zweijährigen Ko-
operation soll ein gemeinsames End-
produkt stehen, das in einer Abschluss -
veranstaltung an der koordinierenden
Schule von allen Teilnehmern der Öf-
fentlichkeit präsentiert wird. Zahlreiche
Projektberichte sind einsehbar unter der
Adresse: www.kmk-pad.org/praxis/pra-
xisberichte/schulpartnerschaften.html.
Dabei geht es längst nicht nur um die
Förderung von Fremdsprachenlernen
und geografischen Wissens. Durch
fächerübergreifende Projektarbeit fin-
den soziales und politisches Lernen über
Grenzen hinweg statt. Die Projekttref-

fen werden mit Mitteln aus dem Pro-
gramm „Lebenslanges Lernen“ unter
dem Stichwort „Mobilitäten“ groß zügig
gefördert. Diese „Mobilitäten zu Lern-
zwecken“ bündeln eine Vielzahl und
Vielfalt von Lernmöglichkeiten. Die län-
derübergreifende, handlungsorientierte
Projektarbeit mit dem Unterrichtsge-

genstand „Europa“ führt
zu einer Erweiterung der
fachlichen, methodischen,
europäischen und per-
sönlichen Kompetenz, al-
so in Richtung eines
„mündigen europäischen
Bürgers“. In der Mün-
chener Erklärung der Kul-
tusministerkonferenz
heißt es: 

„Mobilität zu Lern-
zwecken ermöglicht es
jungen Menschen, neues
Wissen und interkulturelle
Kompetenzen zu erwer-
ben, Sprachkenntnisse zu
erweitern, ihre persönli-
che Entwicklung voranzu-

bringen und ihre Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt zu steigern. Ein Aufenthalt im
Ausland kann einen wichtigen Beitrag
zur Völkerverständigung, zum Abbau von
Vorurteilen und zur Wertschätzung der
europäischen Vielfalt leisten. Durch den
Austausch mit Partnern in anderen
europäi - schen Ländern spannen Schüler
und Lehrkräfte, Studierende und Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer,
Auszubildende und Ausbildende eine le-
bendige Brücke zwischen den Staaten Eu-
ropas.“ (KMK 2010)

4. Sinnvolle politische Bildung
und europabezogenes Lernen

Sinnvolle politische Bildung verlangt
authentisches und realitätsnahes Lernen.
Es schließt an die Erfahrungshorizonte
der Schülerinnen und Schüler an und er-
möglicht deren Orientierung in einer im-
mer komplexer werdenden (europäi-
schen) politischen Umwelt. (Scherb
2007, S. 124ff.) Es muss aber um mehr
gehen, als um die bloße Vermittlung von
Sachkompetenz. Wenn wir nicht damit
zufrieden sein wollen, dass Schülerin-
nen und Schüler die Organe der EU auf-
zählen und beschreiben können, sondern
wenn wir die Fähigkeit zur politischen
Urteilsbildung als Voraussetzung für die
Entwicklung „europäischen Bewusst-
seins“ fördern wollen, dann sind Co-

menius-Schulpartnerschaften ein wich-
tiges didaktisches Instrument. Jugendli-
che erleben hier Europa, indem sie bei-
spielsweise Gastgeber für Lernende an-
derer europäischer Staaten sind. Sie sind
jedoch auch als Besucher in den Schu-
len der Partnerländer in der Rolle der
„Fremden“. Hier erfahren sie die Be-
deutung von offenem Aufgenommen-
Werden. Interkulturelles Lernen findet
quasi nebenher statt. Die Jugendlichen
erkennen, dass politische Themen wie
z.B. Umweltschutz auch andere betref-
fen und suchen gemeinsam nach Hand-
lungsmöglichkeiten für erkannte Pro-
bleme. Sie erfahren Selbstvertrauen, in-
dem sie über Grenzen hinweg fähig sind,
mit anderen zu kommunizieren und zu
kooperieren, Problemlösungen zu su-
chen und ihre Ergebnisse zu präsentie-
ren.

Soziale Netzwerke wie Facebook ge -
hören heute selbstverständlich zum Le-
ben der Jugendlichen. Sinnvolle politi-
sche Bildung kann hier ansetzen, indem
sie diese formalen Kommunikations-
möglichkeiten mit politischen Inhalten,
die die Lebenswelt der Lernenden be -
rühren, zu verknüpfen versucht. Während
der Arbeit an einem Comeniusprojekt ist
der Einsatz der modernen Informations-
und Kommunikationstechnologie unab-
dingbar. Damit ist die Voraussetzung ge-
geben, dass die von Jugendlichen ge-
wohnten virtuellen Kommunikations-
welten mit europabezogenem Lernen
verknüpft werden. 

Damit sind auch die didaktischen
Prinzipien des Überwältigungsverbots
und der Kontroversität gewährleistet: Ju-
gendliche setzen sich aktiv und aus ihrem
Erfahrungshorizont mit politischen Fra-
gen des europabezogenen Lernens aus-
einander. Sie sind also Akteure im Lern-
prozess. Sie kommen durch die Einbe-
ziehung der außerschulischen Lernorte
Gelegenheit, eigene Erfahrungen im ge-
schützten Raum von Schule und Unter-
richt zu sammeln und zu reflektieren.

Sinnorientierte politische Bildung fin-
det demnach in Comenius-Schulpart-
nerschaftsprojekten ein weites Feld. Erst
wenn Heranwachsende Europa in Schu-
le und Unterricht für sich selbst als be-
deutsam und gewinnbringend erleben,
kann die Bereitschaft wachsen, sich ak-
tiv an der Gestaltung zu beteiligen. Letzt-
endlich sind es die positiven Erfahrun-

Schüler und Schülerinnen der rumänischen Partnerschule
in Iasi begrüßen die Gäste aus Europa.
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gen der jungen Menschen, von denen
die künftige Akzeptanz Europas ent-
scheidend abhängt. 

5. Europa 2020 – Qualität und
Attraktivität von Bildung

Für den Zeitraum bis 2013 werden für
das Programm „Lebenslanges Lernen“
aus EU-Fördertöpfen sieben Milliarden
Euro zur Verfügung gestellt. Finanziert
werden damit u.a. die bekannten „Eras-
mus“-Aufenthalte. Bereits mehrere Mil-
lionen Studierende konnten dadurch Aus-
landserfahrung sammeln. In kaum ei-
nem anderen Bereich sind die Vorteile
der EU so unbestritten, wie beim diesem
europaweiten Studentenaustausch, wo
Türen zur persönlichen Entfaltung und
zu potenziellen Beschäftigungsmög-
lichkeiten geöffnet werden. Für den schu-
lischen Bereich könnte COMENIUS ei-
ne ähnliche Erfolgsgeschichte werden.
Die Chancen dafür sind gut, denn im
Nachfolgeprogramm sollen wesentlich
mehr Mittel dafür bereit stehen: Von
2014 – 2020 soll die EU-Strategie „Eu-
ropa 2020“ das Nachfolgeprogramm von
„Lebenslanges Lernen“ werden. Es zielt
auf mehr Wachstum, Beschäftigung und
Wohlstand in Europa ab. Herz dieser
Strategie sind Investitionen in Bildung.
Derzeit laufen die Verhandlungen für das
Budget hierzu. Als relativ gesichert gilt,
dass die Mittel für Bildung, Forschung
und Innovation erheblich aufgestockt
werden. Die Kommission hat für diesen
Budgetposten nun 15,2 Milliarden Eu-
ro vorgeschlagen. Damit sollen Qualität
und Attraktivität von Bildung und Aus-
bildung verbessert werden. Die Ar-
beitsmarktchancen von Schülerinnen und
Schülern, Studierenden und Auszubil-
denden sollen durch den Ausbau von
Mobilitätsangeboten erhöht werden. 

6. Sonntagsreden – Was tun?

„Ebenso wie die Mobilität zu Lernzwe cken
eine ganzheitliche Entwicklung der Per-
sönlichkeit und individuellen Fähigkeiten
ermöglicht gehen Bildung,Wissenschaft
und Kultur (…) über ökonomisch motivier-
te Zielsetzungen hinaus und dürfen aus
diesen Gründen auch künftig nicht der
Wirtschafts-, Sozial- oder Beschäftigungs-
politik untergeordnet werden. Bildung er-
schöpft sich nicht darin, die Beschäfti-

gungsfähigkeit zu verbessern, sondern
muss das Ziel haben, Werte zu vermitteln
und die gesamte Persönlichkeit zur Entfal-
tung zu bringen.“ (KMK 2010) 

Damit diese Sätze aus der KMK-Emp-
fehlung zur Förderung der Mobilität von
Lehrenden und Lernenden nicht nur
Sonntagsreden bleiben, müssen Schulen
selbst initiativ werden
und sich an den entspre-
chenden Programmen be-
teiligen. Soll Europa
nicht ein Land der Eliten
werden, dann müssen v.a.
Schülerinnen und Schüler
in den Haupt- und Mit-
telschulen (Bayern) zu ei-
ner wichtigen Zielgrup-
pe werden, denn die Teil-
habe am internationalen
Schulaustausch ist bisher
noch ungleich verteilt.
Unterrepräsent ier te
Schulformen und be-
nachteiligte Schüler-
gruppen müssen künftig
gezielter gefördert und
informiert werden.

Den Hochschulen kommt dabei die
Aufgabe zu, künftige Lehrpersonen auf
interna tionale Bildungsaufgaben vorzu-
bereiten. Durch entsprechende Module
in der Lehrerbildung müs sen Studieren-
de Europakompetenz er halten und um
Wege wissen, diese zu ver mitteln ohne
von einer national zentrier ten Politikdi-
daktik in eine europazentrierte zu kom-
men, in der transat lan tische und globa-
le Aspekte vernachlässigt werden. Lehr-
personen und Schul leitungen müssen
Unterstützung bei der Realisierung der
Bildungsprogramme einfordern, damit
„Europa“ nicht bereits am Vertretungs-
plan scheitert.

7. Info-Box

Ausführlichere Informationen, auch über
die Regelungen der einzelnen Bundes-
länder, gibt der Pädagogische Aus-
tauschdienst: www. kmk-pad.org. Für
persönliche Beratung findet man hier die
Telefonnummern von Ansprechpartnern
oder die Adresse der regionalen Mode-
ratoren, die über die Bildungseinrich-
tung angefragt werden können. Wichti-
ge Informationen veröffentlicht das ISB

unter dem Titel „Comeniusbrief“ regel-
mäßig (siehe unter: info@eu-bildungs-
programme.info). Weitere Informatio-
nen zum Thema, wie z.B. die Doku-
mentation der Tagung „Youth on the
Move“ sind nachzulesen unter http://
www.kmk-pad.org/ service/doku/youth-
on-the-move.html. Das Positionspapier

von BMBF und Kultusministerkonfe-
renz zur künftigen Generation der EU-
Programme für Bildung (2011) ist ab-
rufbar unter: http://www. bmbf.de/_dp-
search/highlight/searchresult.php?URL=
http://www.bmbf.de/de/919.php&QUER
Y=EU-Programme. 
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Jede Partnerschule ist im Laufe der zweijährigen Projektar-
beit einmal Gastgeber. Neben bildungspoltischen Inhalten
steht auch die Vermittlung der kulturellen Besonderheiten
der Teilnehmerländer im Vordergrund. Hier die rumäni-
schen Schulkinder aus Iasi.
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D i s k u s s i o n
1. Politikdidaktische Bedeutung: Der
personenbezogene Ansatz in der politi-
schen Bildung ist ein politikdidaktischer
Pfad, auf dem die Lernenden sich die
politische Realität, in die sie eingebun-
den sind, erschließen lernen. Dabei er-
scheint im Rahmen einer hermeneuti-
schen Politikdidaktik (Deichmann/Juch-
ler 2010, S. 5ff.; Deichmann 2009, S.
175f.) die politische Realität als mehr-
dimensionale Realität. Der personenbe-
zogene Ansatz der politischen Bildung
vermittelt deshalb grundlegende Ein-
sichten in die subjektive und intersub-
jektive Realitätsdimension, also die po-
litisch bedingte Alltagswelt der jungen
Bürger, die ihnen auch als intersubjek-
tive Wirklichkeit bewusst ist. Er vermit -
telt Einsichten in die Realitätsdimen sion

der gesellschaftlichen und politischen
Regeln, Strukturen und Ins titu tionen und
in die Dimension der regulativen Ideen
und Werte (Deichmann 2004, S. 223ff.).
Das Erkenntnisinteresse einer solchen
politikdidaktischen Hermeneutik richtet
sich darauf, dass die jungen Bürger sich
als Teil dieser politischen Realität zu ver-
stehen lernen (Breier in: Deichmann/
Juchler 2010, S. 85ff.), politisches Han-
deln von Personen auf den verschiede-
nen Ebenen analysieren und dadurch ei-
gene Handlungsoptionen entwickeln
können (Weber 1968, S. 280). Aus-
gangspunkt ist die wissenssoziologisch
begründete Bedeutung von Personen bei
der Bewusstseinsbildung eines Men-
schen. Politisches Bewusstsein bildet
sich in der Interaktion und Kommuni-
kation mit konkreten Personen, aber auch
mit dem „verallgemeinerten Anderen“.
Hinzu kommt die Wichtigkeit des Sich-
Hineinversetzens in die Situation der In-
teraktionspartner. Der „Personenbezug“
hat in der individuellen Bewusstseins-
bildung eine kaum zu überschätzende
Funktion: Bewusstsein, auch politisches
Bewusstsein „bildet sich“ durch die Aus-
einandersetzung mit Personen. (Ber-
ger/Luckmann 2007, S. 20 ff.; Mead
2005, S: 195f. ).

2. Person und Politik: Politische Ord-
nungen und Strukturen verstehen: Dabei
geht es in der politischen Bildung darum,
den Anteil der Personen bei der Schaf-
fung und Ausgestaltung grundlegender
politischer Strukturen – sowohl der poli-
tischen Ordnung eines Landes (z.B. Aden-
auer, Heuss, K. Schumacher, Brandt,
Kohl, Merkel) als auch des internationa-
len politischen Systems (z.B. Gorbat-
schow, Obama) an prägenden Personen
darzustellen. Dadurch können die Ler-
nenden erkennen und beurteilen, welche
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nachhaltige Bedeutung diese Personen
für die Rahmenbedingungen ihrer All-
tagswelt besitzen. Der politikdidaktische
Zugang wird dabei durch den biografi-
schen oder autobiografischen Ansatz
möglich. Bei der Beschäftigung mit den
politischen Ordnungen sind sodann zwei
Perspektiven zu berücksichtigen, die Per-
spektive der Entscheidungsträger, die ent-
sprechende Strukturen schaffen, und die
Perspektive von „namenlosen Personen“.
Die Biografien und Autobiografien der
Entscheidungsträger sowie die Alltagssi-
tuationen der „Normalbürger“ sollten so
ausgewählt werden, dass sich die Ler-
nenden ein möglichst differenziertes Bild
über die verschiedenen Entscheidungs -
ebenen, den Bürgeralltag und die Ver-
flochtenheit des Alltags mit der Politik
machen können. In der politikdidakti-
schen Aufbereitung dieser Biografien und
Autobiografien besteht sodann eine be-
sondere politikdidaktische Herausforde-
rung: Sind doch diese „subjektiven Kon-
strukte“ (Marotzki 2005, S.179), in wel-
chen die (aus subjektiver Sicht) be-
 schrie bene damalige gesellschaftliche und
politische Situation aus der heutigen Sicht
der Autoren interpretiert wird, noch zu -
sätzlich unter der Frage zu sichten, wel-
che Bedeutung sie für die Entwicklung
eines demokratischen politischen Be-
wusstseins der Lernenden haben können
(Deichmann in: Besand/Sander 2010, S.
67ff.).

3. Person und Politik: Politische Pro-
zesse und Institutionen verstehen: Poli-
tische Prozesse sind nicht „direkt“ zu
beobachten. Vergegenwärtigt man sich
zum Beispiel den Zeitablauf und die
Komplexität des politischen Prozesses,
der in der Bundestagsdebatte über die
Aufstockung des EURO-Rettungsfonds
(EFSF) einen nationalen Höhepunkt er-
lebte (Das Parlament Nr. 40-42, 2011),
dann wird deutlich, dass es sich nur um
eine Momentaufnahme handelt und die
verschiedenen Interessen der Interakti-
onspartner auf nationaler und auf inter-
nationaler Ebene die Komplexität die-
ses Prozesses ausmachen. Der unmit-
telbare alltagsweltliche Bezug erschließt
sich im Unterricht bei diesem Beispiel
besonders über den personenbezogenen
Ansatz, der auf die Alltagsweltdiskus-
sionen Bezug nimmt: Welcher Politiker
hat sich in welcher Weise „am besten

präsentiert“? Hat die Bundeskanzlerin
bei der anstehenden Entscheidung die
„Kanzlermehrheit“ bekommen? Es wird
deutlich, dass die Sachentscheidungen
in der Politik immer eine machtpoliti-
sche und eine „personenbezogene Di-
mension“ im Rahmen der symbolischen
Politik besitzen (Deichmann 2007, S.
26ff.). Der personenbezogene Ansatz
wird diesem Tatbestand gerecht und nutzt
dabei die Chance, über die Analyse der
in politischen Reden (Tischner in: Deich-
mann/Juchler 2010, S. 67ff.) enthalte-
nen taktischen Argumente Kenntnisse
über die Sachaspekte (z.B. Pro und Kon-
tra des Rettungsschirms) zu vermitteln.
Hinzu kommt eine vertiefte, problem -
orientierte Sicht der Institutionen, wenn
z.B. über die Rechte der Abgeordneten
unter der Fragestellung diskutiert wird:
„Durfte der Parlamentspräsident den
Gegnern des Rettungsfonds innerhalb
der Regierungsfraktionen das Rederecht
gewäh ren?“ (Deichmann/Tischner, i.E.
vertiefend mit Un  terrichtsbeispiel).

4. Entwicklung bewusstseinsbildender
Ideen und Werte durch Personen: Bei
der Vermittlung grundlegender Einsich-
ten in die Realitätsdimension der regu-
lativen Ideen und Werte durch den
personenbezo genen Ansatz in der poli-
tischen Bildung ist zwischen der aktu-
ellen und der ideengeschichtlich-histo-
rischen Perspektive zu differenzieren.
Bei der aktuellen Perspektive han delt es
sich um diejenigen Erscheinungsformen
der politischen Kultur und der symboli-
schen Politik (Deichmann 2007, S. 27f.),
durch welche die politischen Eliten, aber
auch Journalisten, Wissenschaftler und
Schriftsteller in der öffentlichen Dis-
kussion durch die Verwendung von
Sprachsymbolen das Po li tik   be wusstsein
der Bürger beeinflussen. Hierzu gehören
Autobiografien und literarische Produkte,
die zunehmend politikdidaktisch aufge-
arbeitet werden (Juchler in: Deich-
mann/Juchler 2010, S. 61ff.). Bei der
ideengeschichtlich-historischen Per-
spektive geht es um die in der politischen
Bildung vernachlässigte Behandlung der
regulativen Ideen unter personenbezo-
genen Aspekten. Gegenstände sind so-
wohl die Ideen und Werte des Völker-
rechts als auch die Leitideen für die ver-
schiedenen politischen Ordnungen. Die
Behandlung der Fragen, in welchen kon-

kreten historisch-politischen Situationen
und in welchen intellektuellen und po-
litischen Auseinandersetzungen von kon-
kreten Personen diese zu politischer Gel-
tung gebracht wurden, ist eine zentrale
Aufgabe der politischen Bildung. Geht
es doch darum, die heutige Bedeutung
der Ideen erfassen zu können. Denn in
den zu behandelnden politischen Theo-
rien (Rousseau, Locke, Rawls etc.) schla-
gen sich die persönlichen Erfahrungen
nie der, mit denen die jeweilige komple-
xe gesellschaftliche Realität des Autors
oder der Politiker unter historischer und
zu kunftsorientierter Perspektive interpre -
tiert werden. Im Vergleich der politischen
Weltsicht, die aus den Dokumenten und
den Texten der politischen Theorie in-
terpretiert werden, mit den All tags  theo -
 rien der Lernenden ist sodann auch der
eigentliche, das poli ti sche Bewusstsein
prägende politikdidak tische Sinn der Be-
schäftigung mit politischer Theorie zu
sehen: Sie dient dazu, die politische Ur -
teilsfähigkeit junger Bürger als Voraus -
setzung für ihre demokrati sche Hand-
lungskompetenz zu entwickeln.
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P e r s ö n l i c h e sHeinrich Oberreuter war seit 1993 Di-
rektor der Akademie für politische Bil-
dung Tutzing. Am 31. Oktober 2011 geht
eine 18-jährige Ära zu Ende. Wie im Fal-
le von Manfred Hättich war es auch bei
dem Passauer Politikprofessor eine klu-
ge Entscheidung des dafür zuständigen
Gremiums, für die Leitung der Akademie
eine Person auszuwählen, die ers tens deut-
lich in der Fachwissenschaft ausgewie-
sen ist und die zweitens gleichzeitig den
As pekt der Bildung bedienen konnte. Bei-
de Aspekte greifen in der Person von
Heinrich Oberreuter synergetisch inein-
ander. Nur wer das Geschäft der Poli ti -
 schen Bildung von der Ob  jektwis sen -
schaft her definiert und mit ei nem wei-
ten Politikbegriff operiert, kann Po litische
Bildung im umfassenden Sinn be treiben.
Nach meiner Wahrnehmung war Politi-
sche Bildung à la Oberreuter im mer auch
ökonomische und historische Bil dung.
Ein Blick auf die Zusammensetzung des
Dozentkollegiums und deren Spezialge-
biete kann die Breite seines Konzepts von
Politischer Bildung belegen. Der Titel der
Festschrift zu seinem 65. Geburtstag „Res

publica semper refor mand a“ deutet da-
bei an, dass es Oberreuter primär um die
Res gerendae ging. Politikwissenschaft
und Politische Bildung müssen sich um
die Analyse der Gegenwartsverhältnisse
bemühen, um im Sinne des Festschriftti-
tels den Blick nach vorne richten zu kön-
nen und zukunftsfähig zu sein. Das
schließt historisches Lernen keineswegs
aus. Im Gegenteil: Historisches Lernen
ist wichtig, um das einst von Oberreuter
selbst in Schulbüchern konstatierte nor-
mative Defizit des Sozialkundeunterrichts
erst gar nicht entstehen zu lassen. Die Lo-
gik des Konzepts „Streitbare Demokra-
tie“ oder des „Konstruktiven Misstrau-
ensvotums“ erschließt sich nur im Nach-
vollziehen der verfassungspolitischen
Argumente, die auf die politischen Pro-
bleme der Weimarer Republik Bezug neh-
men. In der Politikdidaktik spricht man
heute von dem „genetischen Prinzip“ als
einem unverzicht baren didaktischen Bau-
stein. Po litische Bildung wäre allerdings
falsch ver standen, würde sie sich einsei-
tig auf die Res gestae kaprizieren. Aktu-
elle Diskussionen über die konzeptionel-
le Ausrichtung der Bayerischen Landes-
zentrale für politische Bildungsarbeit
geben in diesem Zusammenhang auch
Anlass zu dem dezidierten Hinweis, dass
die Akademie für Politische Bildung Tut-
zing noch nie in Gefahr stand, sich auf
his torisch-politische Bildung zu be-
schränken. Ein drittes Qualifikations-
merkmal hat den scheidenden Akade-
miedirektor immer ausgezeichnet: Es wür-
de der Sache der politische Bildung wenig
nützen, wenn man Gutes tut, aber dieses
nicht kundtut. Von unschätzbarem Vor-
teil war es deshalb immer, dass sich Hein-
rich Oberreuter überaus erfolgreich in
verschiedenen Netzwerken von Politik,
Wissenschaft und Medien bewegen konn-
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Eine Ära geht zu Ende – 
Zur Verabschiedung von 

Prof. Dr. Dr. h.c. Heinrich Oberreuter

Professor für Politikwissenschaft an der
Universität Passau und Direktor der Aka-
demie für Politische Bildung in Tutzing
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te. Hinzuweisen ist deshalb auch auf sei-
ne dezidierte und medienpräsente Dar-
stellung der Akademie für Politische Bil-
dung nach Außen. Oberreuter hat über
das Verhältnis von Politik und Medien
nicht nur publiziert, sondern er hat auch
die Politik der Politischen Bildung me-
dienkompetent prak  tiziert. 

In einer Zeitschrift, deren Adressaten
in den verschiedensten Feldern der Poli-
tischen Bildung tätig sind, darf ein Hin-
weis auf die Mitwirkung Oberreuters an
der „Gelben Bibel“ nicht fehlen. Die 47-
seitige Schrift „Politische Bildung –
Grundlagen und Zielprojektionen für den
Unterricht an Schulen“ war Gegenstand
heftiger Kontroversen. Kurt Gerhard Fi-
scher, Politikdidaktiker der ersten Gene-
ration, schrieb dazu 1977: „Gegen wärtig
wäre es eine reiz volle Auf gabe, Ver fas -
sungs kon formi tät resp. Ver fas sungs treue

der ,Gelben Bibel‘ und der für sie ver ant -
wort lichen ver einig ten CDU- und CSU-
Kultus mini ster und ihrer Polit päd agogen-
Ghost writer-Mann schaft zu über prüfen.
Ich habe für meine Person diese Prü fung
ge lei stet mit dem Ergeb nis: diese Publi -
kation er scheint mir als ver fas sungs -
widrig.“ Mit „GHOStwriter“ bedachte Fi-
scher die vier Autoren Grosser, Hättich,
Oberreuter, Sutor. Fischer ging wie vie-
le andere Kritiker davon aus, dass die
„Gelbe Bibel“ eine unhintergehbare Vor -
gabe von Werten dar stel lt, auf die es nur
noch hinzu erzie hen gilt. Hier ent stand der
Vor wurf der „Affir mation“ be ste hender
Ver hält nisse, der in der Argumen tations -
figur vom „norma tiv-onto logi schen An -
satz“ bis weit hinein in die neun ziger Jah-
re auf recht erhal ten wurde. Eine weniger
oberflächliche und vom Zeitgeist beein-
flusste Rezeption der „Gelben Bibel“ hät-

te meines Erachtens auch zu der Ein-
schätzung gelangen können, dass der
gleichzeitig auf den Weg gebrachte Beu-
telsbacher Konsens, dem von Anfang an
die Sympathie aller entgegenschlug, viel-
leicht nichts anderes ist als die poli tik -
didak tische Fas sung des Sinn kon zeptes,
für dessen Gel tung die „Gelbe Bibel“ mit
der Forde rung, politi sche Bil dung an den
Grund prin zipien des Grund geset zes zu
orien tieren, immer schon ein getre ten ist. 

Ich wünsche mir für unseren Lan-
desverband und für die Politische Bil-
dung insgesamt, dass mit der Verab-
schiedung durch den Ministerpräsiden-
ten am 17. Oktober in Tutzing nur ein
Rückzug Heinrich Obereuters aus dem
Amt, nicht aber aus der Politischen Bil-
dung verbunden ist.

PD Dr. Armin Scherb 
(Landesvorsitzender Bayern)

Landesvorstand neu 
gewählt

Im Rahmen der Jahresmitglieder-
versammlung des DVPB Landes-
verbands Rheinland-Pfalz, die am
27. Oktober 2011 während der
12. Tage der Politischen Bildung
am EFWI in Landau stattfand,
wurde der DVPB Landesvorstand
neu gewählt. 

Nicht mehr zur Wahl stellten
sich die langjährigen Vorstands-
mitglieder Hans Berkessel und
Ulrike Westerburg, wie auch
Matthias Nelke und Uwe Franke,
die aber weiterhin der Arbeit der
DVPB verbunden bleiben wer-
den. Timotheus von Schwichow
kandidierte nicht mehr für das
Amt des Zweiten Vorsitzenden,
war aber bereit, für den erweiter-
ten Vorstand zur Verfügung zu
stehen.

Bettina Anslinger-Weiss wur-
de durch die Mitgliederversamm-
lung 2011 in ihrem Amt als Lan-
desvorsitzende wiedergewählt.
Als Zweite Landesvorsitzende
wurden Klaus Barheier und Björn
Kilian gewählt. 

Ursula Saile-Geisthardt wurde
erneut zur Schatzmeisterin des
Landesverbands gewählt. 

Als Beisitzer des neuen Lan-
desvorstands wurden gewählt:
Olaf Beckmann, Annette Escouf-
laire, Georg Mohr, Michael Sauer
und Timotheus von Schwichow. 

Olaf Beckmann – Fachlei-
ter für Sozialkunde am Studi-
enseminar Koblenz – und Ge-
org Mohr – Fachleiter (lehrb.)
für Sozialkunde am Studiense-
minar in Mainz – sind neue
Mitglieder im Landesvorstand. 

Die Amtszeit des Lan  des -
vorstands beträgt zwei Jahre.

Die Landesvorsitzende
dankte den scheidenden Vor-
standsmitgliedern für die zu -
rück liegende engagierte Ver -
bands tä tigkeit und wünschte
dem neu gewählten Vorstand
viel Erfolg für die gemeinsa-
men Aufgaben. Insbesondere
dankte sie Ulrike Westerburg
für das Engagement. Ulrike
Westerburg, langjährige Fach-
leiterin für Sozialkunde am
Stu dienseminar in Koblenz,
wechselte 2010 in den Ruhe-
stand; sie gehörte dem Landes-

vorstand der DVPB Rhein land-
Pfalz seit 1988 an und war die er-
ste Frau in diesem Gremium.

Zentrales Anliegen des neuen
Landesvorstandes wird es sein,
die verbandspolitische Arbeit der
DVPB hinsichtlich der Interes-
senvertretung ihrer Mitglieder zu
vertiefen. Attraktive Angebote für
die Mitglieder (z.B. Erschließung
unterrichtspraktischer Kontexte,
Angebot von interessanten Fort-
bildungen und Informationsver-

anstaltungen – wie beispielsweise
die Podiumsdiskussion vom Ja-
nuar 2011 an der Universität
Mainz), die Neugestaltung/Mo-
dernisierung der Website des
Lan desverbands und eine ver-
stärkte Öffentlichkeitsarbeit der
DVPB sollen u.a. realisiert wer-
den. 

Bettina Anslinger-Weiss
DVPB-Landesvorsitzende

· Informationen · Planungen · Aktionen · Berichte · Informationen ·

Rheinland-Pfalz

Der neue DVPB-Landesvorstand Rheinland-Pfalz: Bettina Anslinger-
Weiss, Michael Sauer, Georg Mohr, Ursula Saile-Geisthardt, Björn Ki-
lian, Timotheus von Schwichow, Olaf Beckmann, Annette Escouflaire
(v.l.n.r.). Auf dem Bild fehlt Klaus Barheier 
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Partizipation
– Thema auch auf der
Jahreskonfe renz am 
4. November in Mecklen -
burg-Vorpommern

Mit über 150 Teilnehmerinnen
und Teilnehmern beschäftigte sich
die diesjährige Jahreskonferenz
der Landeszentrale für politische
Bildung, die wie schon in den
vergangenen Jahren gemeinsam
mit der DVPB organisiert worden
war, mit der Frage „Mehr Bürger -
beteiligung, mehr Demokratie?“.

Am Vormittag wurde das The -
ma zunächst aus politikwissen -
schaftlicher Perspektive beleuch-
tet. Prof. Dr. Hubertus Buchstein
von der Universität Greifswald
beschrieb den Stand der For -
schung und wies auch auf die
Problematik der sozial selektiven
Beteiligung an bürgerschaftlichen
Aktivitäten hin. Im Anschluss be-
tonte Prof. Dr. Andreas Petrik von
der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg die notwendige
Verbindung von Politischer Bil -
dung und Demokratie-Lernen. 

Am Nachmittag konnten die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer
in vier Workshops un terschied li che
partizipative Methoden kennen -
lernen und ausprobieren. Die
Work shops wurden angeboten von
Dr. Michael Wehner (LpB Baden-
Württemberg), Dr. Kerstin Pohl
(Universität Hannover) und Mar -
kus Soldner (TU Dresden); Titus
Möllenbeck (Akademie für politi-
sche und soziale Bildung der Diö -
zese Mainz, Heppenheim) und
Carsten Socke und Marcel Hornig
(LpB Mecklenburg-Vorpom mern).

Am Abend folgte die Fest ver -
an staltung zum 20. Geburtstag der
Landeszentrale für politische Bil -
dung in Mecklenburg-Vor pom -
mern. Der Gratulant Dr. Dr. h.c.
Siegfried Schiele (ehemaliger Di -
rektor der LpB Baden-Würt tem -
berg) lobte die bisherige Ar beit in
Mecklenburg-Vor pom mern.  

Die sehr gut besuchte Veran -
staltung zeigte das rege Interesse
an Fragen der Politischen Bil dung
in Mecklenburg-Vorpom mern. Für
die DVPB ist die gute und ver trau -
ensvolle Zusammen arbeit mit der
Landeszentrale für politische
Bildung eine wesentliche Säule ih-
rer Arbeit. Hierfür sei dieser auch
anlässlich ihres 20. Ge burts tages
nochmals herzlich gedankt.

Dr. Gudrun Heinrich
Landesvorsitzende

(gudrun.heinrich@uni-rostock.de)

Interview mit
Minister Mathias
Brodkorb:

„Politische Bildung ist 
das Lebenselexier der
Demokratie“

In Mecklenburg-Vorpommern
wurde am 25.10.2011 Mathias
Brodkorb (34, SPD) zum Minister
für Bildung, Wissenschaft und
Kultur Mecklenburg-Vorpommern
ernannt.

Mathias Brodkorb ist seit 2002
Landtagsabgeordneter und war
Sprecher der SPD-Fraktion für
Schulpolitik, Hochschulen und
Politische Bildung. Er engagierte
sich in den letzten Jahren im Be -
reich der Rechtsextremismusprä -
vention und war u. a. Mitbegrün -
der der bundesweit bekannten
Kampagne „Storch Heinar“ sowie
des Internetportals „Endstation
Rechts“. 

Das Interview mit Minister
Brod korb führte Frau Dr. Gudrun
Hein rich (Landesvorsitzende der
DVPB, Mecklenburg-Vorpom -
mern) am 4. November 2011.

HEINRICH: Herr Minister Brod -
korb, herzlichen Glück wunsch
auch von Seiten der DVPB zu
ihrem neuen Amt als Minister für
Bildung, Wissen schaft und Kul -
tur. Wir sind sehr gespannt, was
sich bildungs po li tisch in den
nächsten Jahren hier im Land tun
wird. 

Wo sehen Sie im Bereich der
Politischen Bildung in den kom -
menden Jahren die zentralen He r -
ausforderungen? 

BRODKORB: Da kann ja niemand
zaubern, Politische Bildung ist
ohne Frage eine Sisyphos-Auf -
gabe. Das betrifft das Ministerium
genauso wie die politischen Bild -
ner. Die zentralen Felder in die -
sem Bereich sind aber klar: Das
ist einerseits die Landeszentrale
für politische Bildung und hier
besteht der klare Wunsch, diese
personell und finanziell aufzuwer-
ten. Das andere ist die Aufhebung
der künstlichen Trennung zwi -
schen schulischer und außerschu-
lischer Politischer Bildung. Die
sinnvolle Trennung ist die zwi -
schen Politischer Bildung im Un -
terricht und außerhalb des Un ter -
richts. Dies ist mit dem Erstarken
der Ganztagsschulen, bei der es ja
auch darum gehen soll, außer -
schu lische Partner in die Schule

zu bekommen, umso notwendiger.
Eine weitere Baustelle ist die
Qua lität der Fort- und Weiter bil -
dung.

HEINRICH: Welche Aufgaben wer-
den hierbei zusätzlich auf die
Landeszentrale für politische
Bildung zukommen?

BRODKORB: Es geht um eine Stär -
kung der Landeszentrale für poli-
tische Bildung. Insofern fügt es
sich günstig, dass der gesamte
Bereich „Demokratie und Tole -
ranz“ aus dem Sozialministerium
in das Bildungsministerium geht.
Damit ist auch sichergestellt, dass
diese Arbeit stärker unter das
Leit motiv der Politischen Bildung
und damit der Herbeiführung ra -
tionaler Urteilsfähigkeit gestellt
werden kann. 

Politi sche Bildung ist das Le -
benselexier der Demokratie, der
Herstellung rationaler Urteils fä -
higkeit! Und wenn das so ist,
müs sen auch die im Bereich „De -
mokratie und Toleranz“ angesie -
delten Regionalzentren für demo-
kratische Kultur auf Politische
Bil dung fokussieren. Ansonsten
verfehlen sie ihre Aufgabe.

Außerdem ist das Verhältnis
der schulischen Politischen Bil -
dung zur Landeszentrale zu über-
denken. Ich finde die Debatte le -
gitim, dass, wenn die Landes zen -
trale der professionelle Ort für die
Politische Bildung des Landes
sein soll, sie auch bei der Poli ti -
schen Bildung in den Schulen ei-
ne zentrale Rolle spielen muss.
Wir haben ja schon in der letzten
Legislaturperiode die Alters gren -
ze für Politische Bildung, sofern
sie in Ganztagsschulen außerhalb
des Unterrichts angeboten wird,
gänzlich aufgehoben. Die Lan des -
zentrale wird sich weiter schritt -
weise verändern müssen. 

HEINRICH: Mecklenburg-Vor pom -
mern als Flächenstaat mit der Do -
minanz des ländlichen Raums
stellt politische Bilder vor beson-
dere Herausforderungen. Wie
kann Politische Bildung gerade in
der Fläche gestärkt werden? 

BRODKORB: Hinter der Frage nach
den „Ländlichen Räumen“ ver -
birgt sich auch die Frage nach
„niedrigschwelligen Angeboten“
Politischer Bildung. Das Format
des „Vortrags plus Diskussion“
erreicht nicht so viele, dass ist
auch nicht weiter schlimm, denn

dieses Angebot ist auch nicht
wirk lich „sexy“.

Ich habe dazu relativ pragma-
tische Vorstellungen. Wir sollten
hiefür die nötigen Rahmenbe din -
gungen schaffen. 

Es kann so sein, dass für Trä -
ger der Politischen Bildung
Abend veranstaltungen deutlich
stärker anrechenbar werden, als
bei spielsweise Wochenseminare.
Auch kann man insgesamt über
andere Veranstaltungsformate
nachdenken. Hier bietet das neue
Weiterbildungsförderungsgesetz
auch Möglichkeiten. 

HEINRICH: Mit Blick auf die Po -
litische Bildung im Unterricht
könn te diese vor allem durch eine
Ausweitung des Umfangs des Fa -
ches Sozialkunde auf ein durch -
gängig mindestens zweistündiges
Fach gestärkt werden. Gibt es
hierzu Überlegungen im Minis te -
rium? 

BRODKORB: Vom Herzen her ist
das alles klar – es ist trotzdem die
Frage, was wir als erstes angehen.
Das pädagogische Problem, das
dahinter steht, betrifft alle Ein -
stun denfächer. Das ist aus meiner
Sicht bisher mit Blick auf die Fä -
cherstruktur nicht optimal gelöst.
Chancen auf Veränderung gibt es
also! 

Wir sind fest entschlossen, die
Reformprozesse so zu organi sie -
ren, dass die Lehrer in ihrer
Mehr heit damit zufrieden sind
und das auch bewältigen können
und es nicht zu Frustrationen
führt, die sich wieder auf die Qua -
li tät des Unterrichts auswirken.
Wir denken an Prozesse von 5 bis
10 Jahren, in denen sich auch das
Eichhörnchen der Politischen
Bildung mühsam ernähren muss. 

HEINRICH: Bundesweit gibt es seit
Jahren die Debatte, ein eigenes
Unterrichtsfach „Wirtschaft“ zu
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etablieren. Wie stehen Sie zu die-
sen Bestrebungen? 

BRODKORB: Ich bin sehr verhalten
bei der Einführung neuer Fächer. 

HEINRICH: Das Angebot an Wei -
terbildungen im Bereich des So -
zialkunde-Unterrichtes war in
Mecklenburg-Vorpommern eher
überschaubar. Sind hier im Sinne
einer Stärkung der Politischen
Bildung Veränderungen geplant? 

BRODKORB: Ein wichtiges Thema
ist sicherlich die systematische
Fort- und Weiterbildung der
Lehr kräfte, um insgesamt Verän -

Johan Galtung auf dem
Landesforum 2011 der
DVPB-NRW in Bochum

„Frieden schafft Sicher -
heit, nicht umgekehrt!“

Johan Galtung, der Nestor der
kritischen Friedensforschung,
stellt mit seinen grundlegenden
Überlegungen zu Friedenstheorie
und Friedenspraxis, Begriffe und
Kategorien zur Verfügung, die zur
einer erhellenden und erklä renden
Sicht auf die Ursachen zu sammen -
hänge der aktuellen Kon flikte und
Kriege beitragen. Der Verfasser
dieses Artikels geht davon aus,
dass gerade die jünge ren Lese rin -
nen und Leser wenig oder gar
nicht mit der kritischen Frie dens -
forschung vertraut sind. Des we -
gen enthalten die folgende Aus -
führungen sowohl Grund le gendes
über die Galtungschen Denk wei -
sen, seine friedenstheo retischen
Überlegungen und friedensprakti-
schen Konsequenzen, als auch
zen trale Aussagen aus der Rede
Galtungs und den Dis kussions -
beiträgen, die den Vor mittag des
Landesforums der DVPB NW in
Bochum am 5. Oktober füllten.

Blickrichtung Gewaltfreiheit

„Frieden schafft Sicherheit, nicht
umgekehrt!“1

„Konflikt ist nicht ein Attribut,
ein Prädikat der Konfliktparteien,
Konflikt ist ein Prädikat der
Beziehung!“2

Lassen Sie sich, verehrter Leser,
diese Gedanken, Formulierungen
von Herrn Galtung, durch den
Kopf gehen. Sie werden merken,
das sind Einsichten, die „quer“ zu
den gängigen liegen, sie verdeutli-
chen Denkweisen, welche die
herrschende Sicht auf Krieg und
Frieden, auf Konflikt und Gewalt
und auf Problemursachen und
Pro blemlösungen in Frage stel len. 

Krieg der Nato in Jugoslawien
gegen Serbien im Kosovokrieg
zum Schutz der Menschenrechte
ohne UN-Resolution – ca. 30 bis
40 Tausend Kriegsopfer3 in Li byen
in den letzten 6 Monaten, ein erfol-
greicher NATO-Einsatz zum
Schutz wessen? Was ist eine UN-
Resolution nach Irak und nach Li -
byen eigentlich noch wert? 10 ver-
lorene Jahre in Af gha nistan, was ist
falsch ge lau fen, welche Alterna ti -
ven waren und sind möglich?

Johann Galtung stellt grund -
sätzliche Fragen: Was war Aus -
löser der Gewalt, welche Ver gan -
genheit erklärt die Gewalt, wel -
che anderen Möglichkeiten der
Konfliktlösung gab und gibt es?
Immer wieder fällt dabei auch
sein Blick auf den Nahost-Kon -
flikt. Seine Lösungsvorschläge
zielen auf eine Sechser-Lösung,
Israel mit den 5 arabischen Nach -
barstaaten. Er steht für sehr be -
gründete, aber auch unkonventio-
nelle Konfliktlösungsstrategien.
Seit März 2009 engagiert er sich
für das neu gegründete Russell-
Tribunal zu Palästina. Kritik an
den USA und Israel und positive
Äußerungen gegenüber der Sow -
jet union – bzw. Russland – sowie
Kuba und Venezuela haben ihm
erhebliche Kritik eingebracht.

Johann Galtung als Nestor
der kritischen
Friedensforschung

„Als Mathematiker lernte ich,
wie man denkt, als Soziologe,
worüber man denkt.“4

Prof. Johan Galtung ist 1930 in
Oslo geboren.5 Er gilt als Grün -
dungsvater der Friedens- und
Konfliktforschung, da er 1959 mit
dem „Peace Research Insti tute
Oslo (PRIO)“ das allererste uni -
versitär verankerte Friedens for -
schungsinstitut Europas gründete.

Er wirkte in den 50 Jahren zwi-
schen 1957 und 2007 in über 100
Konflikten weltweit unmit tel bar
und direkt als Vermittler oder Be -
rater. So in Dänemark im Falle der
Mohammed-Karika tu ren, Sri
Lanka, Afghanistan, Nord kaukasus
und Ecuador. Er erhielt u.a. den Al -
ternativen No bel preis (1987) und
den Gandhi-Preis (1993). Galtung
setzt sich für eine Demokrat is ie -
rung der Vereinten Nationen (UN)
ein. Er ist Beiratsmitglied des 2004
neu gegründeten Komitees für eine
demokratische UNO. 

Galtung hat das Konzept des
Friedensjournalismus entwickelt.
Darunter versteht er eine kri ti sche
Berichterstattung aus Kriegs ge -
bieten, die nicht die Sichtweise
der Militärs über nimmt und sich
für die Opfer und alternative
Konfliktlösungen einsetzt.

Für die Friedensforschung
weg weisend sind seine Unter su -
chungen zur Gewalt: 
• strukturelle Gewalt und
• positiver Frieden sowie
• kulturelle Gewalt.

Nordrhein-Westfalen

Einladung zur Tagung
„Medien und Politikver -
mittlung“ und zur
Mitgliederversammlung
der DVPB Brandenburg 

Am 5. März 2012 veranstaltet der
Landesverband Brandenburg der
„Deutschen Vereinigung für Poli -
tische Bildung“ in Kooperation
mit dem Brandenburgischen
Land tag eine Fortbildungs ver an -
staltung für Lehrerinnen und
Leh rer sowie Fachberaterinnen
und Fachberater der Fächer Po -
litische Bildung, Wirtschafts- und
Sozial kunde, Geschichte sowie
für Mul tiplikatorinnen und Mul ti -
plika to ren der außerschulischen
Politi schen Bildung im Land tags -
ge bäu de in Potsdam zum Thema
„Me dien und Politikvermittlung“. 

Tagungsablauf

ab 09:00 Uhr: Anreise und An -
meldung der Teilnehmer/innen 

09:30 Uhr: Eröffnung der Tagung
und Begrüßung
Gunter Fritsch, Präsident des
Landtages Brandenburg (ange -
fragt) 
Dr. Martina Münch, Ministerin
für Bildung, Jugend und Sport
(angefragt) 
Dieter Starke, Landesvor sit zen -
der Brandenburg der Deutschen
Vereinigung für Politische
Bildung e.V. (DVPB)

10:00 Uhr: Impulsreferat: Medien
und Politikvermittlung

Referentin: Dr. Katrin Döveling,
Professur Lehrstuhl III, Chair of
Media and Communication III

am Institut für Kommunikations -
wissenschaft der Technischen
Universität Dresden

Anfragemöglichkeiten 

11:00 – 12:30 Uhr: Diskussions -
runde mit Abgeordneten der
Landtagsfraktionen und Medien -
vertreter/innen zum Thema
„Medien als Mittler zwischen
Politiker/innen und Bürger/in -
nen? – Möglichkeiten und
Grenzen“ 

12:30 – 13:00 Uhr: Mittagspause

13:00 – 15:00 Uhr: Workshops:
best-practice-Beispiele der
Medienpädagogik

• Medienprojekte von Zei tun -
gen in Schulen,

• Filmeinsatz im Politik unter -
richt und in der außer schuli -
schen Politischen Bildung, 

• Arbeit mit Videoarchiven,
• Projekte der „aktiven Medien -

arbeit“ u. a. 

15:00 Uhr: Mitgliederversamm -
lung des DVPB-Landesverbandes 

Die Tagung findet im Landtag
Brandenburg, Am Havelblick 8,
14473 Potsdam (Raum 306) statt.
Bitte beachten Sie die Hinweise
am Veranstaltungsort.

Anmeldungen bis zum
20.02.2012 an:

DVPB-Landesverband
Brandenburg
c/o Dieter Starke
Elfriedestraße 12b
16540 Hohen Neuendorf
Tel.: 03303 816825
Fax: 03307 467660
E-Mail: dieter.starke@dvpb.de

Brandenburg

de run gen unterhalb des Sys tem -
bruchs bei den Ein-Stunden-
Fächern zu erreichen. Das ist wie
in anderen Bundesländern bei uns
eher unterentwickelt. Entschei -
dend ist auch hier, welches An -
gebot den Leh rern wirklich etwas
bringt. Hier sind die Fragen der
Qualität und des Qualitäts -
manage ments eine spannende
Herausforderung. 

HEINRICH: Herr Minister Brod -
korb, wir wünschen Ihnen im
Sinne der Stärkung der Politi -
schen Bildung viel Erfolg und
danken für das Gespräch. 
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nen zwischen Personen sein, zwi -
schen Gruppen in einer Gesellschaft,
zwischen Gesellschaften, zwischen
Na tionen, zwischen Regionen, zwi -
schen Zivilisationen, sie sind alle Teile
der Objekte der Friedens wis sen -
schaft. Die allgemeine Idee ist selbst-
verständlich, dass man sich in Rich -
tung positiver Frieden bewegt. …
Was ist negativer Frieden? Es ist we-
der Gewalt noch Frieden. Was geht
dort vor sich? Den Konflikt hat man
aufgehoben, (…) Ver kehrsregel ist
hier das goldene Ge setz: Tue nichts
gegen die And e ren, was du ungerne
sehen wür dest, was die Anderen ge-
gen dich tun. Für den positiven Frie -
den ist das positiv zu formu lie ren:
Tue für den Anderen, was du gerne
hät test, was er auch für dich tut. (…)
Kann man Versöhnung und Ver mitt -
lung und gemeinsame Projekte,
kann man das alles zur gleichen Zeit
tun? Ja, das kann man, es gibt nur
eine Vor aussetzung, versuche nicht
Versöh nung ohne Vermitt lung, …
Versöh nung ohne Ver mitt lung ist
keine Lö sung, das ist heute die west-
liche Po litik in Afghanistan und Irak.
Da ist keine Lösung, das ist Friedens -
mache rei.“11

Beim Vermittlungsprozess zwi -
schen den Konfliktparteien tritt –
so Galtung weiter bei seinem Ein -
führungsvortrag – die ent schei -
dende Frage auf, welche der je wei -
ligen Zielsetzungen legitim seien.
Er stellt drei „Methoden“ vor: Ge -
setz, Menschenrechte und mensch-
liche Bedürfnisse. Ge set ze sind für
ihn zu sehr von Herr schenden
beeinflusst, Menschen rechte etwas
zu sehr individua lis tisch und west-
lich, menschliche Bedürfnisse am
geeignetsten. Gal tung benennt 4
„Klassen“ von menschlichen Be -
dürfnissen: Das Überleben, das
Wohlsein, die Frei heit und die
Identität. Alle diese Bedürfnisse
müssen in ei nem Ver trag angemes-
sen berücksichtigt werden, anson-
sten sei es kein Frie densvertrag.

Um die legitimen Ziel set zun -
gen in der Realität – über den
Frie densvertrag hinaus – wirksam
werden zu lassen, brauche es
Trans zendenz, um die Wider sprü -
che aufzuheben. 

Transcend-Methode 

Aus den oben skizzierten Be stand -
teilen des Vortrags Galtungs in Bo -
chum geht ansatzweise hervor, wie
Johann Galtung – über die multi -
perspektivisch sozial wis sen schaft -
liche Analyse hinaus – bei seinen
Mediations- und Be ratungs ein sät -
zen vorgeht. Dazu verwendet er
sei ne Transcend-Methode der sys -
tematischen Dia logführung. Über
das neu gegründete Galtung-Inst i -
tut für Frie dens theorie und Frie -
denspraxis in Grenzach-Wyhlen
werden ent sprechende Lehrgänge
angeboten und organisiert. 

Zur Darstellung seiner Trans -
cend-Methode und aus seiner
Konfliktbearbeitungsexpertise ist
das Handbuch „100 Fallbeispiele
und Konfliktanalysen samt Lö -
sungsvorschlägen“ entstanden.
Dieses Buch wie auch viele sei ner
Texte, die aus der wöchentlichen
Leitartikelsammlung seiner NGO
TRANSCEND In ter na tio nal stam-
men, sind leider noch nicht in
deutscher Sprache er schienen. 

Prognostik

1980 hatte Galtung die Vor her sage
gewagt, dass vor 1990 die Mauer
zusammen brechen würde und da-
nach das sowjetische Im perium.

Nach dem Zusammenbruch des
Ostblocks sagte er, dass ent weder
die Grünen oder der Islam das neue
Feindbild des Westens würden.

Im Jahr 2000 datierte er den
Zusammenbruch des US-Impe -
riums in den Zeitraum von 2020
bis 2025. Aufgrund der beschleuni-
genden Wirkung der Präsi dent -
schaft von George Bush jr. kürzte
er später diese Frist um fünf Jah re
ab und prognostizierte das Ende
des US-Imperiums auf vor 2020.

Er sei bei guter Gesundheit und
daher sicher, dass er das En de des
Imperiums der USA noch erleben
werde, sagte Galtung während sei-
nes Vortrages in Bochum!

Ulrich Krüger,
Landesvorsitzender NRW

Anmerkungen

1 J. Galtung in seinem Vortrage
auf dem Landesforum der DVPB
NW in Bochum am 5. Okt. 2011

2 A.a.O., – J. Galtung ergänzt
sinngemäß, es ginge nicht dar-
um, ob eine der Konflikt par tei -
en falsch liege, es gehe darum,
ob die Beziehung falsch sei. 

3 Die Zahlen lassen sich z.Z. noch
nicht überprüfen. 

4 J. Galtung in seinem Vortrage
auf dem Landesforum der DVPB
NW in Bochum am 5. Okt. 2011 

5 Diese und folgende biogra fi sche
Angaben aus: http://de.wikipe-
dia.org/w/index.php?oldid=9408
5466 (Zugriff am 1.11.2011)

6 http://them.polylog.org/5/fgj-
de.htm (Zugriff: 1.11.2111)

7 http://them.polylog.org/5/fgj-
de.htm (Zugriff: 1.11.2111) –
Hervorhebung vom Autor 

8 Ebenda (Zugriff: 2.11.2011)
9 Johan Galtung, Konflikt trans -

for mation mit friedlichen Mi t -
teln, Die Methode der Trans -
zendenz, in: Wissenschaft und
Frieden 3/98

10 http://www.buergergesellschaft.
de/praxishilfen/konfliktloesung/
hintergrundtexte/gewaltdefini-
tion-galtungs/gewaltdefinition-
von-johan-galtung/105092/
(Zugriff 3.11.2011)
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oder sie gezwun gen werden, in
der Nähe derer zu sein, die sie
nicht mögen. Dies als „Vorwar -
nung“ für zukünftige direkte Ge -
walt zu bezeich nen, ist, (…), zy -
nisch und res pekt los den bereits
erlebten Leiden gegen über. Di rek -
te Ge walt sollte als eine Warnung
behandelt werden, die „zu spät“
kommt bei uner träg  lichen struk -
turellen und kulturellen Bedin -
gungen, die von zynischen Ak teu -
ren ausgenutzt werden.“9

Unter „kultureller Gewalt“ wird je-
de Eigenschaft einer Kultur be -
zeichnet, mit deren Hilfe direkte
oder strukturelle Gewalt legi ti miert
werden kann. Diese Form der Ge -
walt tötet nicht oder macht niem -
and zum Krüppel, aber sie trägt zur
Rechtfertigung bei. Ein typi sches
Beispiel ist die rechtsextreme Ideo -
logie der Ungleich heit, deren ex -
tremste Form die Theorie vom
Herrenvolk dar stellt.10

Blickrichtung positiver
Frieden

Johan Galtung verdeutlichte bei
seinem Eingangsvortrag auf dem
Landesforum der DVPB NW in
Bochum (5. Oktober 2011), wie
er sich den Weg zu einem positi-
ven Frieden vorstellt. 

Dazu erläuternd einige seiner
Ausführungen im Wortlaut:

„Jetzt kommen wir zu einigen Be -
griffen, ich habe (…) gesagt: Für die
Vergangenheit, Traumata – Versöh -
nung, für die Gegenwart Konflikte –
Vermittlung, das Unver einbare ver-
einbar machen, für die Zukunft Pro -
jekte, wodurch man Zusammen ar -
beit für gegenseitigen und gleichen
Nutzen bekommt, …um das zu tun,
brauchen wir Diagnose, Prognose,
Therapie …“ Im positiven Frieden
fängt es mit Zusammenarbeit an,
dann kommt diese Resonanz, und
dann kommt (…) eine Fusion, (…).
Ich mache Sprünge zwischen Mikro-,
Meso-, Makro- und Metaebene, auf
allen Ebenen gibt es Friedens- und
Kon fliktproblemstellungen, sie kön-

In ihren Beziehungen zueinander
lassen sie sich wie folgt veran -
schaulichen:6

Bedeutend ist, dass in jeder Ecke
diese Dreiecks Gewalt aus bre -
chen und auf andere Formen
„überspringen“ kann.

Den Typ von Gewalt, bei dem
es einen Akteur gibt, wird als per-
sonale oder direkte Gewalt be -
zeich net.

„Die direkte Gewalt, ob physisch
und/oder verbal, ist als Verhalten
sichtbar. Doch menschliche Hand -
lungen kommen nicht aus dem
Nichts; sie haben ihre Wurzeln.
Zwei davon wollen wir andeuten:
eine auf Gewalt basierende Kul -
tur (heroisch, patriotisch, patriar-
chalisch, etc.) und eine Struk tur,
die selbst gewaltsam ist, indem
sie zu repressiv, ausbeuterisch
oder entfremdend oder aber
auch zu eng oder zu lose für die
Menschen ist.“7

Galtung weist auf ein weit ver brei -
tetes Missverständnis hin, dass Ge -
walt der menschlichen Natur in hä -
rent sei. Er betont, dass ein Poten -
tial für Gewalt, ebenso wie ein sol-
ches für Liebe, in der mensch li -
chen Natur enthalten ist; erst die
Umstände bedingen die Ver wirk -
lichung solcher Poten ziale.8

Zur Beschreibung und Defi ni -
tion von struktureller Gewalt fin -
den sich folgende Ausfüh run gen:

„Strukturelle Gewalt kann ge -
nauso schlimm oder sogar schlim -
mer sein als direkte Ge walt. Men -
schen sterben oder das Leben
wird zur Qual, weil sie politisch
unterdrückt oder wirt schaftlich
ausgebeutet werden oder ihnen
die Freiheit entzogen wird, mit
den Menschen zusammen zu sein,
mit denen sie sich iden ti fi zieren

sichtbar

unsichtbar

direkte 
Gewalt

kulturelle
Gewalt

strukturelle
Gewalt

Ulrich Krüger und Johan Galtung
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11 Der Wortlaut wurde an we ni -
gen Stellen im Hinblick auf eine
bessere Lesbarkeit modifiziert
(Anm. des Verf.) 

12 http://de.wikipedia.org/w/index.
php?oldid=94085466 (Zugriff
am 1.11.2011)

13 http://www.johangaltung.de/de/
contact/ (Zugriff am 3.11.2011)

14 http://www.transcend.org/tms/
category/editorial/

Niedersachsen

19. Niedersächsischer Tag
der Politischen Bildung: 

China!

Gegenüber der durch die Fi nanz -
krise und die aktuelle Staats schul -
denkrise im Euroraum ver ursach -
ten allgemein mit Angst und tie -
fem Misstrauen besetzten Stim -
mung erscheint China als der
leuch tende Antipode: Die Be völ -
kerung scheint wie geeint hinter
einer starken Führung zu stehen.
Die Währungsreserven sowie die
zweistelligen Wachstumsraten
werden Amerika und Europa aus
den inzwischen in die zweite Run -
de gehenden Krisen führen. Die
lange Tradition und Ge schichte
des Reiches der Mitte gibt ein be-
ruhigendes Beispiel an Konti nui -
tät. Wenn auch ein Bei geschmack
aus anstehender Un terlegenheit
und autokratischer Führung bleibt.

Diese weitverbreitete Wahr -
nehmung ist so pauschal, stereo typ
und selbstzweifelnd, dass mehr als
eine einzelne Tagung zum Thema
angesetzt werden müsste. Dennoch
hat sich der Lan desverband Nie -
der sachsen der DVPB zumindest
diesen ei nen Tag, den 29. Sep tem -
ber, die Zeit genommen, um mit
zahlreichen Teilnehmerinnen und
Teil nehmern sowie Gästen – u.a.
auch aus Chi na – verschiedene As -
pekte kon kret und kritisch zu be -
leuch ten. Den rund 110 Kolle gin -
nen und Kollegen aus Schulen und
Semi naren, non-formalen Bil -
dungs  ein richtungen und Uni ver -
sitäten so wie dem nieder säch si -
schen Kul tus ministerium boten
zahlreiche Beiträge und Work shops
hierzu vielfältige Mög lich keiten.

Zunächst begrüßte Staats sekre -
tär Dr. Stefan Prowol vom Kultus -
ministerium des Landes Nieder -
sachsen die Anwesenden im Saal
des Historischen Mu se ums Han -
no ver und führte in ei nem Kurz -
referat in die Beziehun gen und
Bedeutungen Nieder sach sens und
Chinas zu- und füreinander ein.
Besonderes Ge wicht maß er dabei
nicht nur den kulturell-schulischen
und wirt schaftlichen Beziehungen
zu, son dern auch den Menschen -
rech ten, die nach seinen Worten
eine Grundlage für die europä i -
sche und deutsche Gesellschaft

seien. Diese in gebührendem Res -
pekt und doch in aller Offenheit
vor der chinesischen Regierung zu
betonen, sei eine nicht wegzuden-
kende Aufgabe. 

Generalkonsulin Chen Hong -
mei vom Generalkonsulat der
Volks republik China in Hamburg,
und somit auch zuständig für Nie -
dersachsen, schloss sich mit einem
Grußwort an. Frau Chen lebt und
arbeitet seit vielen Jah ren in Nord -
deutschland und ist sich, so wurde
deutlich, der Po si tion der Deut -
schen völlig be wusst. Sie zeigte
sich bereit, eben so offen auch über
den Men schenrechts aspekt und die
Si tua tion von Künstlern wie Ai
Wei wei und Liu Xiaobo zu spre -
chen. Allerdings betonte sie auch,
dass sich China wie kaum ein an -
deres Land auf der Erde in einem
rasanten Entwicklungsprozess be -
fände und dass die soziale Fra ge,
die eng mit dem notwendigen öko-
nomischen Wachstum zusammen-
hänge, für den überwie gen den Teil
der Bevölkerung prio ri täre Be deu -
tung habe. Auch Frau Chen hob
die vielfältigen Bezie hungen zwi-
schen einzelnen chi nesischen Re -
gionen und dem Land Nieder sach -
sen hervor und war sehr erfreut
darüber, dass sich die DVPB und
die nieder sächsischen Lehrerinnen
und Lehrer so interessiert an ihrem
Land zeigen. Dies sei ein wichtiger
Impuls für ein weiteres Nä her kom -
men beider Seiten. 

Der 19. Tag der Politischen
Bil dung in Niedersachsen wurde
durch die Förderung des nieder -
sächsischen Kultusministeriums
und die Partnerschaft mit der
Agen tur für Erwachsenen- und
Weiterbildung Niedersachsen er -
möglicht. Ihr Direktor Prof. Dr.
Dirk Lange hielt ein drittes Gruß -
wort und hob vor allem die in Nie -
dersachsen bestehende be mer -
kens werte Breite des non-forma -
len Bildungssektors hervor, die
beispielhaft für andere Bun des län -
der sei. Neben den schulischen
Ak tivitäten ist dieser Sek tor in den
letzten Jahren zu einer echten,
trag  fähigen Säule für das lebens -
lan ge Lernen herangewachsen. 

In seinem Grundsatzreferat
führte sodann Konsul Xing Wei -
ping, ebenfalls vom General kon -
sulat der Volksrepublik China in

Hamburg, in die sozio-ökono mi -
sche und politische Entwicklung
des Landes ein. Konsul Xing refe-
rierte über die einzelnen Ent wick -
lungsschritte und Phasen seit der
ökonomischen Öffnung An fang
der 1980er Jahre und die ge sell -
schaftlichen Debatten, die die je -
weiligen Entwicklungen, Öff -
nungen und Pausen begleitet ha -
ben. Er führte aus, dass die chine-
sische Form der Diskussion nicht
nur unterschiedliche Meinungen
aufgrund unterschiedlicher In te r -
essenlagen kenne, sondern auch
gezielt diese unterschiedlichen Po -
sitionen und die diese vertre tenden
Personen, wie betroffene Verwal -
tungsstellen, lokale und regionale
Administrationen und auch betrof-
fene Bürgerinnen und Bürger, in
die entscheidungsvorbereitende
Debatte einbeziehe. Be sonders be-
merkenswert für vie le Teilneh me -
rinnen und Teil neh mer waren
Herrn Xings Aus führungen zur
chinesischen Re zeption deutscher
Philosophen. Mit Hinweis auf He -
gel bezog er sich – nur auf den er-
sten Blick überraschend – in erster
Linie auf Marx und Engels. 

Noch vor der Mittagspause
führte Dr. Doris Fischer vom Deut -
 schen Institut für Entwick lungs po -
litik in Bonn die tiefer in die The -
matik „China – Partner in der glo-
balisierten Welt?“ Die ex zellente
Kennerin der chine si schen Innen -
politik und internationalen Bezie -
hungen bezog sich in ihren zahlrei-
chen grafischen Dar stel lun gen so-
wohl auf die soziale Ent wick lung,
deren ökonomische Grund lagen als
auch auf das politische System der
Volksrepublik. Auch wenn Gene -
ral konsulin Chen und Konsul Xing
schon hat ten abreisen müssen, be-
zog sich Dr. Fi scher immer wieder
be  stätigend vor allem auf das Re -
ferat von Konsul Xing. 

Zuletzt gab Dr. Fischer noch ei-
nen Einblick in die chinesische
Form der Klimapolitik, bezie -
hungs weise des Versuches klima-

politische Ziele zu erreichen. Wäh -
rend Europa immer gerne eine
Vor  reiterposition für sich in An -
spruch nähme, trete China tat säch -
lich – mit dem nachvollziehbaren
Hinweis der notwendigen Ar muts -
reduktion – international als Brem -
ser auf. Nichtsdestotrotz ist China
sehr nah an seinen in ter nationalen
Verpflichtungen. Dies liege an ei-
nem anderen Ver ständ nis von Ziel -
erreichung. Wäh rend in Europa
niemand ernst haft an nehme, dass
ein Ziel zu hundert Prozent er -
reichbar sei, sondern eine Art
Agree ment des „Nahe an aber un-
ter“ zu beobachten sei, wer de in
China die Staats regie rung daran
gemessen, eine hun dertprozentige
Planer füllung durch zusetzen. Dies
habe zum Beispiel zuletzt dazu ge -
führt, dass der Druck der Zen tral -
regierungen auf die Re gional ver -
waltungen in „letzter Minute“
auch die Ab schaltung von Koh le -
kraftwerken bewirkte. 

Doris Fischer, die mit ihrem
lebendigen Vortrag alle Teilneh -
merinnen und Teilnehmer in ih -
ren Bann zog, ist auch Ko-Au to -
rin der großen Materialsammlung
der Bundeszentrale für politische
Bildung zum Thema China.
Hans-Georg Lambertz, Fachre fe -
rent der Bundeszentrale und Mit -
herausgeber der China-Materia -
lien, präsentierte diese aus zwei
Teilen bestehende umfangreiche
Sammlung. Vorstandsmitglied
Manfred Quentmeier stellte sein
Konzept der didaktischen und
methodischen Vorüberlegungen
für die praktische Umsetzung des
Themas im Unterricht vor. 

In einem weiteren themen be zo -
genen Workshop stellte Frau Julia
Thoma vom Chinesischen Zen -
trum Hannover die kulturel len
Unterschiede zwischen Deut schen
und Chinesen unter der Über -
schrift „Genau wie hier, nur alles
anders“ praxisorientiert vor. Mit
verschiedenen kleinen „Lern -
übungen“ gelang es ihr, die Teil -

Staatssekretär Dr. Stefan Porwol, Prof. Dr. Dirk Lange, General kon -
sulin Chen Hongmei, Markus W. Behne und Konsul Xing Weiping
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Fachleiterin Politik am Stu dien se -
mi nar Hildesheim für das Lehramt
an berufsbildenden Schu len, infor-
mierten in ihrem Workshop über
die von ihnen mit erarbeiteten
neuen Rahmen richt linien Politik
für die berufs bil den den Schulen. 

Im Anschluss an die Tagung
fand die diesjährige Mitglieder-
und Wahlversammlung statt.
Mar kus W. Behne, Erster Vorsit -
zender, Manfred Quentmeier,
Zwei ter Vorsitzender, Henrik
Peitsch, Geschäftsführer und Ro -
land Freitag, Schatzmeister,  wur-
den in ihren Ämtern bestätigt. 

Allen Beteiligten möchte ich
im Namen des Vorstands aus -
drück lich für die sehr informative
Veranstaltung danken!

Markus W. Behne 
Erster Vorsitzender des

DVPB-Landesverbandes
Niedersachsen

nehmenden zu einer konkreten
Auseinandersetzung mit der Kul tur
Chinas zu motivieren. Diese Mo -
tivation stand sicher auch am An -
fang der beiden Schulpart ner schaf -
ten, deren Ver treter in eige nen
Workshops Er fah rungen, In halte
und Problema tiken ihrer Pro jekte
vorstellten. Egbert Ang rick, ehe -
maliger Schul  leiter, so wie Det lef
Reimelt und Frank Brennecke re -
ferierten über das Partner schafts -
 projekt der „BBS 1 Northeim“.

Die Kollegen Hartmut Frenk,
Dr. Gabriele Strathmann und der
ehemalige Schüler Lino Muna ret -
to informierten über das Projekt
des Gymansiums „Große Schule“
in Wolfenbüttel.

Knut Schoolmann, Landes -
fach berater für das Fach Politik an
berufsbildenden Schulen in Nie -
der  sachsen und Astrid Dö ring,

Fortsetzung Niedersachsen
Hamburg

1. Fachtagung „Gesell -
schaft gestalten.
Geschichte verstehen.“ 

Mit dem Ziel, Impulse für einen
kompetenzorientierten Unterricht
in Gesellschaft, Geschichte und
Politik-Gesellschaft-Wirtschaft
(PGW) zu geben, fand am 22.
Sep tember 2011 am Hamburger
Landesinstitut für Lehrerbildung
und Schulentwicklung eine ge -
mein same Fachtagung der Ham -
burger Geschichts- und Politik -
lehrkräfte statt. Der Hamburger
Landesverband beteiligte sich als
Kooperationspartner des Landes -
instituts finanziell und inhaltlich:
Durch das ehrenamtliche En ga -
gement von Verbandsmitgliedern
konnten eine Reihe qualitativ
hochwertiger Workshops geplant
und angeboten werden – einsch-
ließlich des Eröffnungsvortrages
durch Jun.-Prof. Dr. Malte Thie -
ßen (Universität Oldenburg)
„Zeit geschichte im 21. Jahrhun -
dert: Praxis, Probleme und Per -
spektiven für den Geschichts-
und Politikunterricht“. Malte
Thie ßen spürte zwei Heraus for -
de rungen nach: Einerseits ver -
schö ben sich die Bezugspunkte
der Zeitgeschichte, würden neue
Themen und Methoden für den
Unterricht relevant. Andererseits
eröffneten neue zeithistorische
Forschungen auch Chancen für
einen kompetenzorientierten
Unterricht mit Lebensweltbezug.

Nach Vortrag und Diskussion
konnten die mehr als 130 Teil -
nehmer unter einem vielfältigen
Angebot auswählen, das ein -
drucks voll die Vielfalt und die
Breite der historisch-politischen
Unterrichtsfächer repräsentierte:
• Kompetenzorientierung und

Fallanalysen im PGW-Ober -
stu fenunterricht (Christian
Bahnsen),

• der Umbau eines ehemaligen
Flakturms zum geschicht li -
chen Dokumentationszentrum
und Begegnungsort (Margret
Markert),

• neue Unterrichtskonzepte für
das antike Griechenland (Jan
Giesel, Norman Rose),

• die Reflexionen über Stra te -
gien, wie traditionelle Themen
für einen interkulturell orien-
tierten Unterricht transferiert
werden können (Gudula Me -
bus),

• Kompetenzerwerb durch
„For schendes Lernen“ – Pra -
xis tipps und konkrete Er fah -

rungen mit der Präsentation
und Veröffentlichung von
Schülerforschungen in klein-
städtischer Umgebung (Dr.
Sönke Zankel),

• die Vorstellung einer neu ent-
wickelten Unterrichts hand -
reichung zu „Hamburger Hel -
fer und Retter in der NS-Dik -
tatur“ (Frauke Stein häu ser),

• die Erkundung „eigener In -
teressen“ in der KZ-Gedenk -
stätte Neuengamme (Rosa
Fava),

• ein Planspiel zum Wirt schafts -
unterricht in einer 10. Klasse
unter dem Motto „Freie
Markt wirtschaft im Klassen -
zimmer“ (Said Nabisade), 

• Literaturempfehlungen für die
Klassen 5/6 mit einem Blick
auf Forschungsergebnisse aus
dem Bereich „Holocaust als
Thema für Grundschulkinder“
(Dr. Wiebke Priebe),

• deutsch-deutsche Nachkriegs -
geschichte im Unterricht (Dr.
Jens Hüttmann),

• Chancen für demokratie päda -
gogische Projektentwicklung
in Unterricht und Schule
(Christian Welniak, Jennifer
Neufend, Ole Schmieder),

• fächerübergreifender so zial -
wissenschaftlichen Unterricht
in der Profiloberstufe am
Beispiel des „Lebensraumes
Stadt“ (Thomas Rabe),

• Schüler erforschen und publi-
zieren Geschichte in der
Großstadt: vom Zeitzeugen -
interview bis zum selbst pro-
duzierten Hörspiel (Dr. Silke
Urbanski)

2. Forschende Schüler
schreiben Geschichts -
bücher

Unser Kollege Dr. Sönke Zankel
möchte Sie auf ein nachahmens-
wertes Schülerprojekt hinweisen,
das für Hamburger Schulen Vor -
bildcharakter hat: 

Inzwischen haben zahlreiche
Städte und Firmen ihre Vergan -
genheit in der Zeit des National -
sozialismus aufgearbeitet. Gerade
seit den 1980er Jahren sind auf
diesem Feld viele Publikationen
erschienen. Schaut man jedoch
nach Uetersen, wenige Kilometer
nördlich von Hamburg, dann fehl-
ten bisher entsprechende Unter su -
chungen. Für das Gym nasium der
rund 18 000 Ein woh ner zählenden
Kleinstadt bietet eine solche For -
schungslücke eine Chance: Die

Zwei Einladungen des
Landesverbandes

1. Streitgespräch
Auf Anregung des Vorstands der
DVPB-Hessen wird am 23. Ja nuar
2012 um 17:00 Uhr im Uni Turm
in Frankfurt, Raum 2304, ein
Streitgespräch zwischen Klaus
Mögling und Guido Stef fens zu
folgendem Thema statt finden:

Genügen die gegenwärtigen
Bildungsstandards für „Politik
und Wirtschaft“ in Hessen den
Ansprüchen einer kritischen und
der Tradition der Aufklärung ver-
pflichteten Politischen Bildung
an Schulen?

Die dahinter stehende Kon tro -
verse zwischen apl. Prof. Dr.
Klaus Mögling (Kassel) und
Studiendirektor Guido Steffens
(Offenbach) ist durch deren Bei -
träge in einer aktuellen Publi ka -
tion angeheizt worden. Klaus
Mög ling hat in dem von Benedikt
Widmaier und Frank Nonnen -
macher hrsg. Buch „Partizipation
als Bildungsziel. Politische Ak -
tion in der politischen Bildung“
(Schwalbach/Ts. 2011, Wochen -
schau Verlag) die Bildungs stan -
dards vorgestellt, u.a. auch als
Lei ter der mit der Entwicklung
beauftragten Arbeitsgruppe. Mi -
riam Prauschke und Guido Stef -
fens haben die Standards und an-
dere politikdidaktische Ent wick -
lungen an gleicher Stelle kritisch
kommentiert. Die Bildungs -

standards sind u.a. veröffentlicht
unter: www.ig.hessen.de

Das Streitgespräch und die
anschließende Diskussion wird
von Prof. Dr. Bernd Overwien
moderiert.

2. Kritische Politische Bildung
Die Akademie für politische und
soziale Bildung „Haus am Mai -
berg“ bietet in Kooperation mit
der DVPB/Hessen am 05./06.03.
2012 in Heppenheim (Haus am
Maiberg) eine Fachtagung zum
Thema „Was heißt heute Kri tische
Politische Bildung?“ an.

Die als Diskurstagung ange -
leg te Veranstaltung lässt viel
Raum für Diskussionen zwischen
den Teilnehmenden. Als Einstieg
zu drei großen Workshopphasen
sind Impulsreferate von Bettina
Lösch, Wolfgang Sander, Peter
Massing, Christine Zeuner, Ingo
Juchler und Benno Hafeneger ge-
plant.

Teilnehmerinnen und Teil neh -
mer können bis 31.01.2012 einen
eigenen schriftlichen Beitrag zum
Thema der Tagung einreichen,
der den Angemeldeten Kolle g/in -
nen rechtzeitig vor der Veran stal -
tung zur Verfügung gestellt wer-
den soll.

Weitere Informationen finden
sich unter der Rubrik „Aktuelle
Veranstaltungen“ auf: www.haus-
am-maiberg.de

Landesvorstand Hessen

Hessen
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Schülerinnen und Schüler können
historio grafisches Neuland be tre -
ten, die Vergangen heit entdecken
und in der Ge gen wart lebendig
wer den lassen. Ge nau das ist auch
in den Jahren 2009 und 2010 er -
folgt. Inzwi schen liegen zwei Bü -
cher vor. Die se haben den jungen
Men schen viel abverlangt: Dis zi -
pli niert mussten sie sich über
einen langen Zeitraum einem
Thema wid men, „am Ball
bleiben“, Rück schläge verkraften
und mit der Kri tik des Lehrers und
der anderen Korrekturleser umge-
hen. Gerade Letzteres ist nicht
einfach, handelt es sich doch bei
den Ma nuskripten der
Schülerinnen und Schüler zu meist
um ihre ersten längeren Texte. 

Die Schüler lernten forschend
und indem sie über die Quellen
reflektierten, hatten sie die Mög -
lichkeit, multiperspektivisches
Denken einzuüben. Nebenbei
wur den sie zu den Fachexperten
ihres Themas, niemand zuvor
hatte sich – in dieser Intensität –
ih rem Thema gewidmet, niemand
kannte die Quellen so gut wie sie.
Auch der Lehrer verlor an vielen
Stellen seinen Wissensvorsprung,
den er sich in vielen Jahren hatte
aneignen können. Vor seinen
Schü lerinnen und Schülern wurde
er in gewisser Weise zum Laien –
eine wohltuende Abwechslung
vom Schulalltag.

Die Nachfrage nach dem ers -
ten Buch war überraschend groß,
innerhalb kürzester Zeit musste
die zweite Auflage gedruckt wer-
den. Die Buchhändler
berichteten, dass vor allem bei
der älteren Ge neration ein großes
Interesse be stand, mehr zu erfah-
ren, welche Auswirkungen der
National so zia lismus in Uetersen
hatte. Um auch die jüngeren
Uetersener zu erreichen, werden
seit März 2011 die
Forschungsergebnisse der beiden
Bücher in Kurzfassung auf einer
eigenen Internetseite präsentiert
(www.uetersen-geschichte.de).
Die Schülerinnen und Schüler
konnten mit ihren Forschungen
zur Aufarbeitung der NS-Ver gan -
genheit ihrer Heimatstadt bei tra -
gen und mit den verschiedenen
Veröffentlichungen über die Ge -
ne rationsgrenzen hinweg wirken. 

Uetersen und die National -
sozialisten. Von Weimar bis in die
Bundesrepublik. Neue For -
schungsergebnisse von Schülern
des Ludwig-Meyn-Gymnasiums,
Kiel 2010, ISBN: 978 388312
4179, 154 Seiten, 9,90 Euro.

Dr. Helge Schröder, Hamburg

Thüringen

Tage der Ge sellschaftswissen -
schaft genannt.

Bereits in den 1990er Jahren
arbeitete sie an der Erstellung neu-
er Lehrpläne mit und ver ant wortet
seit 2007 federführend die kon -
zep tionelle und inhaltliche Ge -
staltung der Lehrpläne für das
Fach Sozial kunde in allen Schul -
arten, die 2012 eingeführt werden.
Weiterhin leitet Dr. Biskupek als
Referentin zahlreiche Aus- und
Fortbildungen für Sozial kunde -
lehrer und trägt die Verant wor tung
in der Abiturkommission So zial -
kunde. 

Neben ihrer Dissertation ver -
öffentlichte sie u.a. einige Bei trä -
ge im Basiswissen Politische Bil -
dung unter der Herausgeber  schaft
von Lange und Reinhardt und in
Publikationen des Thillm, z. B. in
den Themenheften zum Fächer -
übergreifenden Unterricht Gewalt
und Extremismus und Identität.

Die Ausführungen zu ihrem
Engagment für die Politische Bil -
dung könnten noch weiter fortge-
setzt werden. Die gemachten ste-
hen beispielhaft für ihren uner -
müt lichen Einsatz um den Stel -
len wert des Faches Sozialkunde
und dem Ansehen Politischer Bil -
dungs arbeit in Thüringen. Dafür
gebührt ihr unser Dank verbun -
den mit den besten Wünschen für
ih ren weiteren Lebensweg. Stell -
vertretend für den Landesverband
Thüringen gratulieren herzlich 

Anselm Cypionka & 
Toralf Schenk, Landesvorsitzende

der DVPB in Thüringen

Der in diesem Teil der POLIS zu-
ständige POLIS-Redakteur, der
sich gerne daran erinnert, wie
Sigrid Biskupek über ihn in der
Wende-Zeit zur DVPB gefunden
hat, bittet darum, sich anschlie -
ßen zu dürfen!

Herbert Knepper

Von Beginn an dabei –
Landesverband gratuliert
Dr. Sigrid Biskupek zum
60. Geburtstag 

Welche Eigenschaften sollte ein
engagiertes Mitglied der DVPB er -
füllen? Einsatzbereit, aus dau ernd,
ideenreich, uneigenützig, kritisch,
verantwortungsbewusst? Alle die-
se Eigenschaften treffen wohl un-
eingeschränkt auf Dr. Sigrid
Biskupek zu, die im No vem ber
2011 ihren 60. Geburtstag feierte.

Die studierte Naturwissen -
schaft lerin arbeitete zunächst als
Lehrerin in Rudolstadt/Thürin gen.
Im wiedervereinten Deutschland
machte sie ihr Interesse an der
Politischen Bildung zum Beruf
und absolvierte eine Ausbildung
als Sozialkundelehrerin. Mit Lei -
denschaft füllte sie dieses Fach an
der Regelschule ihrer Hei mat stadt
aus. Die engagierte Demo kratin er-
weiterte ihr Arbeitsfeld um die Tä -
tigkeit als wissenschaftliche Mit -
arbeiterin an der Pro fes sur für Di -
daktik der Politik und wurde dazu
an die Friedrich-Schil ler-Uni ver -
sität nach Jena abgeordnet. Als
Do  zentin machte sie sich unter der
Obhut Prof. Dr. Wolf gang Sanders
um die Leh rer bildung verdient und
promovierte bei ihm zum Thema
Transfor ma tions prozesse in der
politischen Bildung.

Später arbeitete Dr. Biskupek
– und dies bis zum heutigen Tag
– beim Thüringer Institut für
Leh rer fortbildung, Lehrplan ent -
wick lung und Medien (Thillm) in
Bad Berka u. a. als Referentin für
Po litische Bildung. Aber auch die
Begabungsförderung und Fragen
zur Leistungsbeurteilung liegen
ihr am Herzen.

Aus dem Landesverband der
Deutschen Vereinigung für Poli -
tische Bildung in Thüringen ist
sie nicht wegzudenken. Als Grün -
dungsmitglied ist sie seit Beginn
Vorstandsmitglied und seit vielen
Jahren Schatzmeisterin; ein Amt,
das sie gewissenhaft und zu ver -
lässig ausübt. 

In Kooperation mit verschie de -
nen regionalen Bildungs trä gern,
wie der Friedrich-Schiller-Univer -
sität in Jena, der Landes zentrale
für Politische Bildung in Erfurt
und der Europäischen Jugend be -
geg nungs- und Jugend bildungs -
stätte EJBW in Weimar organisiert
und plant sie zahl rei che Veranstal -
tungen und die Fort bil dung für po-
litische Bildner. Stellvertretend
sei  en dazu die Jenaer Gespräche
für Politische Bildung oder die

Landesverband plant
Kooperationsveranstaltung

Auf der Vorstandssitzung im
September 2011 stellte Vor stands -
 mitglied Marc Partetzke ein ambi-
tioniertes und zugleich wichtiges
Vorhaben zur Intensivierung Po -
litischer Bildungsarbeit in Thü -
ringen vor. Ausgangspunkt war
ein Planungsgespräch mit allen
Trägern der Jenaer Gespräche zur
Politischen Bildung im Früh -
sommer diesen Jahres, dem
ThILLM, der Landeszentrale für
politische Bildung und der
Professur für Didaktik der Politik
an der Friedrich-Schiller-Uni -
versität in Jena. Ziel ist es, eine
gemeinsame Plattform ver schie -
dener Vereine und Träger Po li ti -
scher Bildung in Thüringen zu
schaffen, um mögliche Ko ope ra -
tionen und Formen der Zusam -
men arbeit zu finden. Dazu ver -
sprach Partetzke zunächst An -
sprechpartner von Vereinen und
Institutionen der Politischen Bil -
dungsarbeit ausfindig zu machen
um diese im Frühjahr 2012 zu ei-
nem möglichen ersten Koordi nie -
rungsgespräch im Rahmen eines
politischen Stammtisches einzula-
den. 

Toralf Schenk, Zweiter
Landesvorsitzender der DVPB

Thüringen

Ankündigungen

16.01.2012: 18:00 Uhr in der
Gaststätte „Zur Noll“ in Jena –
Politischer Stammtisch zum
Thema „Die politische Bil dungs -
arbeit der Kirchen“; Gäste u. a.
Katrin Göring-Eckhardt (ange -
fragt)

27.02.2012: 18:00 Uhr in der
Gaststätte „Zur Noll“ in Jena –
Politischer Stammtisch zum
Thema „Kommunalwahlen in
Thüringen“; Gäste u. a. OB der
Stadt Jena Dr. Albrecht Schröter
(angefragt)

Hinweis: Alle Landesver bands -
mitglieder werden rechtzeitig und
aktuell über den Newsletter und
E-Mail-Verteiler zu den Ver -
anstal tungen informiert. 

Toralf Schenk, 
2. Landesvorsitzender der DVPB

in Thüringen
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inhaltlich auseinander set zen wer -
den, wie Sie Ihre In hal te im Zuge
des Workshops me tho disch ver -
mitteln wollen und erläutern Sie
kurz, inwieweit Ihre Kon zeption
eine praktische Kompo nente für
die Politische Bildung enthält.

Schlagen Sie – wenn möglich
– gern auch eine/n begleitende/n
Moderator/in für Ihren Workshop
vor.  

Deadline für die Einsendung
von Workshop-Vorschlägen ist
der 15. Januar 2012!

Neben den Workshop-An bie -
te r/innen aus dem Kreis der Ver -
an stalter/innen werden auch an -
dere Initiativen eingeladen, An -
gebote für Workshops zu unter -
breiten. Hier für wird ein Zeitslot
einge rich tet. Die Bewerbung so-
wie die Auswahl dieser „exter -
nen“ Ange bote erfolgt über eine
interaktive Website. 

Bitte senden Sie Ihre Unter la -
gen via Mail an:
t.menke@ipw.uni-hannover.de

oder postalisch an:
Tina Menke (DVPB-Kongress -
beauftragte)
c/o Leibniz Universität Hannover
Institut für Politische Wissen -
schaft/ AGORA Politische
Bildung
Schneiderberg 50
30167 Hannover

Stichwort: „Bundeskongress
2012“

Bundeskongress
Politische Bildung 2012:

PARTIZIPATION

Erste Einblicke in den
Auftakt und die Struktur
des Programms:

Für den ersten Veranstaltungstag,
den 21. Mai, ist es gelungen,
gleich in zweifacher Hinsicht für
eine beeindruckende Eröffnung zu
sorgen. Der Friedrich stadt pa last,
Berlins erste Adresse für farben -
prächtige und mitreißende Show-
Unterhaltung, öffnet seine Tore
und wird an diesem Abend zur
Büh ne für einen besonders hervor-
zuhebenden Referenten. Denn als
Festredner konnte nie mand Gerin -
geres als der engli sche Professor
Colin Crouch gewonnen werden.
2008 erschien seine bislang be -
kann teste Publi ka tion „Postde mo -

Machen Sie mit!

Die Bundeszentrale für politische
Bildung/bpb, die Deutsche Ver ei -
nigung für Politische Bildung
e.V. (DVPB) und der Bundes aus -
schuss Politische Bildung (bap)
laden Sie zur Mitgestaltung des
Bundes kon gresses Politische Bil -
dung 2012 ein. 

Thema des Bundeskongresses
2012 ist 

Partizipation.

Die Themen- und Aktionsfelder
für Partizipation sind vielfältig –
in jedem Fall geht es um die akti-
ve Gestaltung von und Teilhabe
an po litischen Prozessen und Er -
eig nis sen.

In Zeiten von Auseinan derset -
zungen um Stuttgart 21, dem ara-
bischen Frühling und der Euro -
krise regen wir an zu
• einer Bestandsaufnahme und

Diskussion aktueller Befunde
zum Thema Partizipation und
deren Auswirkungen auf die
Entwicklung der Demokratie,

• Diskussionen und Erörterun -
gen darüber, wie die politische
Bildung partizipative Prozesse
begleiten kann; dies soll an -
hand von Praxisbeispielen er -
folgen,

• Diskussionen über die Wech -
sel  wirkungen zwischen ge -
sell schaftlichen Trends und
po li tischer Bildung, zugespitzt

auf die Frage: Muss Politische
Bil dung selbst partizipativer
werden? Dabei sollen eben -
falls Pra xisbeispielen erörtert
wer den.

Die Veranstaltung findet vom 21.
bis 23. Mai 2012 in Berlin statt.
Wir erwarten ca. 500 Besu che -
r/in nen. Der Kongress richtet sich
an Multiplikatoren/innen der Po -
li ti schen Bildung in Schule,
Hoch  schule, Jugend- und Er -
wach senen bildung ebenso wie an
Aktive in unterschiedlichen ge -
sellschaft li chen Initiativen und an
Jugend li che.

Gemäß dem Thema des Kon -
gresses sollen sowohl Vorbe rei -
tung als auch Durchführung und
Nachbereitung des Kongresses
partizipativ gestaltet werden. Der
dritte Kongresstag steht im Zei -
chen von praxisbezogenen Work -
shops und Aktionen und wird sich
maßgeblich im Berliner Con gress
Centrum (BCC) am Alexander -
platz abspielen. Ge plant sind 90-
minütige Work shops, die parallel
– in zwei Blö cken von 10.00 bis
14.30 Uhr – stattfinden.

Wenn Sie am 23. Mai 2012 ei-
nen Workshop zum Thema Par -
tizipation anbieten wollen, sind Sie
dazu herzlich eingeladen. Schi -
cken Sie dazu bitte einen ca. 1500
Zeichen langen Text (etwa eine
halbe Seite) zu Ihrem Vor haben an
die Veranstalter/innen. Bitte ma -
chen Sie deutlich, womit Sie sich

Bundesweit
kratie“. Nach Grußworten der Ver -
anstalter so wie durch Bunde s in -
nen minister Dr. Hans-Peter Fried -
rich und Ber lins Regierenden Bür -
ger meis ter Klaus Wowereit (beide
angefragt) wird Crouch über
„Neue Formen der Partizipation
als Mar  ken zeichen der Postdemo -
kra tie“ sprechen und stellt sich im
Anschluss einer Podiums diskus -
sion mit weiteren Rednern/innen
aus den Bereichen Wissenschaft,
Politik, Internet/Web und Politi -
scher Bildung. Das Publikum soll
über ein Voting System am Mei -
nungsaustausch beteiligt werden.

Den Abend schließen wird der
Ägypter Salam Yousry, Leiter des
sogenannten Kairoer Beschwer -
de chors. Yousry wird interviewt
und hat sich bereit erklärt, im
wei teren Verlauf des Kongresses
mit interessierten Teilnehmenden
einen solchen Chor einzuüben,
welcher am 23. Mai öffentlich
vorgetragen werden soll. 

Tag zwei wird sich abspielen
in verschiedenen Räumlichkeiten

Die Veranstalter/innen entschei -
den die finale Auswahl der Work -
shops! 

Die Veranstalter/innen erstat -
ten Übernachtungs- und Fahrt -
kos ten für bis zu zwei Referie ren -
de ei nes Workshops. Ein Honorar
wird nicht gezahlt. Im Berliner
Con gress Center (BCC) stehen
Ihnen für Ihren Workshop Räum -
lichkeiten mit moderner tech ni -
scher Ausstattung zur Verfügung.

Weitere Informationen erteilt
Ihnen gern Frau Tina Menke/
DVPB-Kongressbeauftragte
(t.menke@ipw.uni-hannover.de
oder 0151 – 53046881)

Näheres zum 12. Bundeskongress
Politische Bildung finden Sie un-
ter:
http://www.bpb.de/veranstaltunge
n/L6XWP4,0,Bundeskongress_
Politische_Bildung_zur_Partizipa
tion.html

Die Deutsche Vereinigung für Po -
litische Bildung e.V. (DVPB), der
Bundesausschuss Politische Bil -
dung (bap) und die Bundes zen -
tra le für politische Bildung/ bpb
freuen sich auf Ihre Zu schrif ten!

Für die Veranstalter/innen:
Prof. Dr. Dirk Lange

(Bundesvorsitzender der DVPB)
Lothar Harles 

(Vorsitzender des bap)
Thomas Krüger 

(Präsident der bpb)

entlang der Friedrichstraße. Als
zentraler Anlaufpunkt dient den
Besucher/innen das Humboldt
Carré nahe dem Gendarmenmarkt
an der Behrenstraße. Die einzel -
nen für den 22. Mai geplanten
Sek tionsveranstaltungen (zehn an
der Zahl, jeweils dreistündig in
zwei Blöcken – vor- und nach -
mit tags) werden sowohl dort, als
auch in den Räumen der Bundes -
zentrale für politische Bildung/
bpb am Checkpoint Charlie, im
Hotel Aquino (dem Tagungs zen -
trum der Katholischen Akademie)
sowie im Auditorium Friedrich -
straße stattfinden. 

Thematisch widmen sich die
Sektionsveranstaltungen unter -
schiedlichen Dimensionen von
Partizipation.

Über das Thema Bürgerhaus -
halte werden Aspekte wie E-Gov -
ern ment und E-Participation be -
leuchtet. Diskutiert werden sollen
ebenfalls Fragen des Web 2.0 im
Sinne neuer Beteiligungs- und
Protestkulturen über soziale

Netz werke wie Twitter, facebook
oder über Blogs. Hierzu werden
neben Vertretern/innen der wis -
senschaftlichen Disziplin jeweils
auch Positionen aus dem Feld der
unmittelbar Aktiven einbezogen.
Ebenfalls in den Sektionen zu be -
rücksichtigen sind kritische
Fragen zu Legitimationsverlust
und Reformbedarf der Demo kra -
tie. Auch sollen die unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Gruppen
verstärkt in den Blick genommen
werden. Neben einer Sektion zum
Thema lebenslange Partizipation
– angefangen im Kindesalter bis
hin zu Senioren/innen – werden
in einer weiteren Diskussions -
runde auch die bislang im Rah -
men der politischen Partizipation
unterrepräsentierten Gesell -
schafts  mitglieder wie Migran t/in -
nen, Arme oder Bildungs fer ne
näher betrachtet. Es sollen Fragen
von Inklusion und Exklusion er -
örtert werden – auch hier selbst -
verständlich unter Einbezug ver-
schiedener Positionen. ... 

Bundeskongress Politische Bildung 2012: Call for Participation
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Eine Würdigung politikkultu-
reller und personen -
bezogener Politikdidaktik

Andreas Eis/Thorsten
Oppelland/Christian K.
Tischner (Hg.): Politik
kulturell verstehen. Politische
Kulturforschung in der
Politikdidaktik. Festschrift für
Carl Deichmann zum 65.
Geburtstag, Schwalbach/Ts.:
Wochenschau Verlag, 240
Seiten, 22,80 EURO

In der vorliegenden Festschrift
würdigen akademische Lehrer
und Schüler sowie Kollegen aus
Didaktik und Politikwissenschaft
das Wirken des Jenaer Politik -
didaktikers Carl Deichmann. Das
Hauptanliegen des Buches besteht
darin, den Beitrag der politikkul-
turellen Forschung für die Politik -
didaktik und politisches Lernen
auszuleuchten. Es geht also um
die Frage, ob und wie der schwer
fassbare Begriff der politischen
Kultur, der sich auf Orientie run -
gen der Bürger (u.a. Einstellun -
gen, Haltungen, Wertungen) ge -
genüber politischen Phänomenen
und Gegenständen bezieht, für die
politische Bildung fruchtbar ge -
macht werden kann. Damit greift
der Sammelband ein zentrales Er -
kenntnis- und Forschungs inte res -
se Carl Deichmanns auf.

Nach Grußworten, die das Wir -
ken Carl Deichmanns beim Auf -
bau der Politiklehreraus bil dung in
Thüringen hervorheben, kommen
im ersten Teil Politik wis sen schaft -
ler zu Wort. Unter Verwendung ei-
nes historischen Ansatzes wird im
Aufsatz Klaus Dickes zur Rolle
der westdeut schen Rektorenkon -
ferenz im Grün dungsprozess der
Politikwis senschaft deutlich, wie
stark dieser Gründungsprozess
durch Ver weise auf politische Be -
wusst seins bildung und die Eta blie -
rung einer demokratischen Kultur
nach dem Zweiten Weltkrieg legi -
ti miert wurde. Auch Theo Stam -
men, der Doktorvater des Jubilars,
eröffnet eine historische Perspek -
tive und präsentiert am Beispiel
des Lucius Ampelius den politik -
kulturellen Wissenskanon, der für
einen jungen Römer für not wen dig
und systemadäquat gehalten wur -
de. Wird in beiden Fallstudien im-
plizit deutlich, dass das Phä no men
der politischen Kultur in den je -
wei ligen historischen Kontexten
für so bedeutsam gehalten wurde,
dass es aus der Perspektive des po-

litischen Systems zu erziehe ri -
schen Bemühungen führte, so wid -
men sich die anderen Aufsätze des
ersten Teils explizit der Bezie hung
zwischen der Stabilisierung des
demokratischen Systems einerseits
und der politisch-demokratischen
Kultur andererseits. 

Karl Schmidt geht der Frage
nach, inwiefern die Demokratie
zwanzig Jahre nach der Wende po-
litikkulturell fundiert sei und zeigt
Entwicklungen der politi schen
Kul tur in Thüringen seit dem Mau -
er fall sowie zentrale Ergebnisse
des jüngsten Thü rin gen-Monitor
(2010) auf. Diese em pirischen
Befunde werden durch theore ti -
sche Überlegungen von Karl-
Heinz Breier zur Not wendigkeit
der Etablierung einer „inneren
Republik“ flankiert. Breier führt
den Gedanken aus, dass Demokra -
tien auf Demo kra ten, also eine de-
mokratische politische Kultur
angewiesen sind, und weist einer
politikwis sen schaft lich orientierten
politischen Bildung, die zum
Nachdenken über Gehalt und Geist
der Bürger ordnung anregt, eine
zentrale Rol le zu. In den Beiträgen
von Michael Dreyer und Torsten
Op pelland erfolgt eine leichte Ver -
schiebung der Perspektive: Nicht
die Politikwissenschaft oder eine
daran ausgerichtete politische
Bildung sind hier verantwortlich
für die Förderung einer politisch-
demokratischen Kultur, sondern
die politischen und zivilgesell -
schaftlichen Akteure selbst. So un -
tersucht Michael Dreyer ausge -
hend vom Klassiker Walter Bage -
hot die erzieherischen Potentiale
des parlamentarischen und prä si -
den tialen Regierungssystems, also
deren Fähigkeit, die Bürger durch
ihre strukturellen Merkmale poli -
tisch zu bilden. 

Torsten Oppelland zeigt an
zwei geschichtspolitischen Exem -
peln, wie politische und ge sell -
schaftliche Akteure durch Um -
deutungen der Geschichte Ein -
fluss auf die politisch-demokrati-
sche Kultur eines Landes der
Bun desrepublik nehmen wollten.
Der Beitrag von Manuel Fröhlich
schlägt bereits eine Brücke zum
didaktischen Teil des Buches und
zum personenbezogenen Ansatz
Carl Deichmanns: In einer Fall -
studie zu Kofi Anan als UN-
Funk  tionär zeigt er, wie politische
Systeme zwar eine bestimmte
Dis  position der Beteiligten prä -
gen, aber auch wie durch Er fah -
rungen in den Institutionen Ver -

ständnis und Entwicklungen des
politischen Systems angestoßen
werden. Die Analyse solcher
Biographien im Unterricht könne
einen Weg zum Verständnis der
politischen Ordnung bieten.

Im zweiten Teil des Buches
kommen Fachdidaktiker zu Wort.
Stellt Peter Massing in seinem
Aufsatz insbesondere den Beitrag
der politischen Bildung für das
politische System heraus und be-
tont die Vermittlung konzep tu -
ellen Wissens zur Überwindung
von Politikdistanz bei den Bür -
gern, so beziehen sich Dirk Lange
und Andreas Eis in ihren beiden
Aufsätzen auf die subjektive Di -
mension der Politik wahrneh -
mung, deren Konstruktionen nicht
umstandslos durch Wissens ver -
mittlung „korrigiert“ werden
könnten. Dirk Lange schlägt des-
halb die zentrale Politikkom pe -
tenz des Legitimierens (die auch
Kritik beinhalten kann) vor, wor-
unter der Aufbau von individuel-
len Erklärungs- und Rechtferti -
gungs mustern im Hinblick auf die
politische Ordnung zu verstehen
sei. Andreas Eis betont stärker die
dynamische Dimension der politi-
schen Ordnung: Der Wandel von
Staatlichkeit stellt Anforderungen,
die nicht nur Lernprozesse der
De mokratien, sondern auch indi-
viduelle Lernprozesse der Schü -

lerinnen und Schüler initiieren.
Marc Partetzke und Dennis Hauk
plädieren in ihrem Beitrag für ei-
nen personenbezogenen sowie ei-
nen krisenbezogenen Ansatz in
der politischen Bildung und stel -
len deren Chancen und Probleme
heraus. Insbesondere der perso -
nen  bezogene Ansatz, der mit kon-
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kreten Biographien arbeitet, rückt
das individuelle politische Be -
wusstsein und damit eine Konsti -
tuente politischer Kultur in den
Mittelpunkt und erscheint –
wenn gleich noch Konkre tisie run -
gen erfolgen müssen – didaktisch
fruchtbar zu sein (vgl. auch den
Beitrag von Manuel Fröhlich).

Im letzten Teil des Buches, der
der Bildungspraxis gewidmet ist,
konkretisiert zunächst Ingo Juch ler
den personenbezogenen An satz
durch ein Lehrstück zu Brechts li-
terarischem Text „Die heilige Jo -
hanna der Schlachthöfe“ und zeigt
so Wege auf, durch die Ausein an -
dersetzung mit individuellen
Schick salen Erkenntnisse über po-
litische und wirt schaftli che Zu -
sam menhänge zu erschlie ßen.
Gotthardt Breit bekräftigt an einem
Beispiel der Regional- und Lan -
des politik von Baden-Würt tem -
berg sein Eintreten für die Fall ana -
lyse und zeigt Schwierig keiten auf,
die sich aus der häufigen Unab ge -
schlossenheit der Fäl le ergeben.
Christian K. Tischner tritt für das
Konzept des lebens langen Lernens
ein und macht darauf aufmerksam,
dass in ver schiedenen Lebens ab -
schnitten unterschiedliche po li ti -
sche Ent wick lungsaufgaben viru -
lent werden. Doreen Knothe und
Toralf Schenk schildern, wie sol -
che Ent wick lungs aufgaben im
Jenaer Mo dell der Lehrerbildung
durch die Ko operation von Theo -
retikern und Praktikern der ver -
schiedenen Pha sen gestaltet wer -
den. Das Buch schließt mit einer
Biblio gra phie der Schriften von
Carl Deich  mann.

Fazit: Ein uneingeschränkt
empfehlenswertes Buch, das Kon -
turen eines personenbezogenen

Ansatzes in der politischen Bil -
dung theoretisch und unter richts -
praktisch umreißt und zur Nut -
zung im Unterricht anregt.

Dr. Michael May,
Braunschweig

Kompakter Überblick

Gerd F. Hepp: Bildungspolitik
in Deutschland. Eine Ein füh -
rung. Wiesbaden: VS-Ver lag
2011, 315 Seiten, 24,95 EURO

Auf dem Buchmarkt sind Gesamt -
darstellungen der Bildungspolitik
rar; zuletzt hatten Joachim Münch
im Jahre 2002 und Hans Werner
Fuchs mit Lutz R. Reuter 2000
sol  che Einführungen vorgelegt.
Die Veröffentlichung von Gerd
Hepp, der bis 2006 als Professor
für Po li tikwissenschaft an der Pä -
dago gi schen Hochschule in Hei -
delberg gelehrt hat, bietet nun
nicht mehr und nicht weniger als
eine politik wissenschaftliche Dar -
stellung der Steuerung von Schul -
wesen und Hochschulen in
Deutsch  land. Sein aktuelles, gut
und umfassend informierendes
Lehr buch folgt einer ordn ungs po -
litischen und institutionellen Sicht;
leider werden vor schu   li sche Ein -
richtungen, die be rufliche Bildung
und der Weiter bil dungs  bereich
nicht mit einbezogen. Wer aber ei-
ne differenzierte Be schrei  bung der
Verflechtung von Ent scheidungs -
ebenen, der Vielfalt der Akteure
und der Tendenzen zur Entideo lo -
gisierung und Ökonomisierung des
bildungspolitischen Handlungs -
feldes sucht, wird hier gut bedient.
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